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unsere polizei ist leistungsfähig und anerkannt. sie ist garant 

dafür, dass Baden-Württemberg seit langem zu den sichersten 

Bundesländern gehört.  

Dieser Erfolg kommt nicht von ungefähr. Wir verdanken ihn der 

motivation und kompetenz der mitarbeiterinnen und mitarbeiter, 

die sich bei der täglichen arbeit in hohem maße mit ihrer aufga-

be identifizieren. auf neue Herausforderungen der sicherheitsla-

ge reagieren wir schnell und mit innovativen konzepten.

Villingen-Schwenningen, im Januar 2012

Die Mitglieder der Projektgruppe Struktur  

der Polizei Baden-Württemberg

 

Die langfristige sicherung erfolgreicher polizeiarbeit erfordert 

aber nicht zuletzt eine zukunftsfähige, effektive und effiziente 

organisation. 

Dazu wollen wir beitragen!

Präambel

Die Zukunft mitgestalten – Unser Weg
                                          Leitbild der Polizei Baden-Württemberg
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neue und sich verändernde aufgabenfelder können mit dem 

vorhandenen personalbestand in der gegenwärtigen organisa-

tionsstruktur der polizei Baden-Württemberg nicht sachgerecht 

und auf Dauer bewältigt werden.

um den Herausforderungen auch in zukunft angemessen begeg-

nen zu können, sieht die polizei Baden-Württemberg einen Bedarf 

von rund 1.000 neustellen. Ein solcher zuwachs ist angesichts 

der Haushaltslage unrealistisch. Das benötigte personal kann 

nur durch eine tiefgreifende Änderung der organisationsstruktur 

gewonnen werden. Hierzu werden folgende Eckpunkte vorge-

schlagen:

  Verschmelzung der vier landespolizeidirektionen mit den  

37 polizeipräsidien und polizeidirektionen zu einer dem Innen-

ministerium unmittelbar nachgeordneten organisationsebene 

(„zwei-Ebenen-modell“).

   konzentration der bisher auf die stadt-/landkreise ausgerichte-

ten Dienststellenstruktur auf insgesamt zwölf regional zuständi-

ge polizeipräsidien1 mit folgender gliederung:

–  polizeipräsident/in und polizeivizepräsident/in, der/die zugleich 

den Führungs- und Einsatzstabes, die Direktion polizeireviere 

oder die kriminalpolizeidirektion leitet.

 
–  stabsstellen Öffentlichkeitsarbeit, controlling und Qualitätsma-

nagement. 

–  referate recht/Datenschutz, personal und Finanzen in unmittel-

barer zuordnung zum/zur präsidenten/in.

–  referat prävention (kriminal- und Verkehrsprävention) ein-

schließlich der kommunalen kriminalprävention, der kriminalpo-

lizeilichen Beratungsstelle und des Verkehrserziehungsdienstes.

–   Führungs- und Einsatzstab (gegliedert in anlehnung an die 

polizeidienstvorschrift 100) mit leistungsstarkem Führungs- und 

lagezentrum.

–  Direktion polizeireviere als leitungsebene für die polizeireviere, 

die zusammengeführten polizeihundeführerstaffeln, bedarfsab-

hängig den personen- und objektschutz, optional zentrale 

gewahrsamseinrichtungen sowie stehende Einsatzeinheiten.

  grundsätzliche Beibehaltung der polizeireviere und polizeiposten.

–  kriminalpolizeidirektion als leitungsebene mit acht verrich-

tungszentralisierten kriminalinspektionen und objektzentrali-

sierten kriminalkommissariaten in der Fläche.

   Weitgehender Verzicht auf Dezernierung und grundsätzliche 

auflösung der kriminalpolizei-außenstellen.

  Wahrnehmung aller kriminalpolizeilichen aufgaben (ein-

schließlich der Fachaufsicht über die kriminalitätsbekämpfung 

im präsidiumsbereich) unter Berücksichtigung der kriminal-

polizeilichen aufgaben der bisherigen Ermittlungsdezernate 

der landespolizeidirektionen, sofern keine zuständigkeit des 

landeskriminalamtes vorliegt.

  landesweite Einführung von kriminaldauerdiensten unter 

Berücksichtigung von kriminalitätsbrennpunkten und Interven-

tionszeiten.

–  Verkehrspolizeidirektion als leitungsebene für sämtliche spe-

zialisierte verkehrspolizeiliche aufgaben in der Fläche und auf 

Bundesautobahnen. Bildung zentraler organisationseinheiten 

für spezialisierte Verkehrsüberwachung, komplexe Verkehrs-

unfallaufnahmen sowie anbindung der Dienstgruppen der 

autobahnpolizeireviere und der BaB-Fahndung.

  Bildung eines polizeipräsidiums Einsatz mit  

folgender gliederung:

–  grundsätzlich den regionalen polizeipräsidien vergleichbare 

leitungs-, stabs- und Querschnittsbereiche.

–  Bündelung der bisherigen Bereitschaftspolizeieinsatzeinheiten 

in zwei Bereitschaftspolizeidirektionen (neu) unter auflösung 

des Bereitschaftspolizeipräsidiums sowie der derzeit fünf Bereit-

schaftspolizeidirektionen.

–  zuordnung der polizeireiterstaffeln stuttgart und mannheim zu 

einer Bereitschaftspolizeidirektion.

–  aufbau einer Direktion spezialeinheiten unter Integration des 

spezialeinsatzkommandos (sEk), der fünf mobilen Einsatzkom-

mandos (mEk) und zusammenführung der technikzentren des 

sEk und des mEk lka.

–  Integration der polizeihubschrauberstaffel.

Eckpunkte

1  Einschließlich des Polizeipräsidiums Stuttgart.
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–  aufbau einer Wasserschutzpolizeidirektion als leitungsebene 

unter Integration des referats 67 (Wasserschutzpolizei) der 

landespolizeidirektion karlsruhe sowie zuordnung der neun 

Wasserschutzpolizeistationen.  

 

organisatorische anbindung folgender spezifischer aufgaben 

bzw. Einheiten:

–  koordinierungsstelle spezialeinheiten des landeskriminalamtes.

–  koordinierungsstellen Betreuungsgruppen, sonderkommission 

größere schadensereignisse und Verhandlungsgruppen der 

landespolizeidirektionen.

–  landesweite meldeverpflichtungen und Informationsdienste der 

Wasserschutzpolizei.

–  landespolizeiorchester.

  Bildung eines präsidiums technik, logistik, service unter 

weitgehender Integration der aufgaben der bisherigen referate 

66 der landespolizeidirektionen, der abteilung 2 (zentrum für 

Informationstechnologie der polizei BW) des landeskriminal-

amtes, der gesamtkoordination des Bos-Digitalfunks sowie 

Übernahme zentraler koordinations- und Beschaffungsaufga-

ben wie Fuhrparkmanagement und polizeitechnik (Führungs- 

und Einsatzmittel). 

 

Integration des polizeiärztlichen Dienstes (einschließlich  

arbeitssicherheit).

  zusammenführung von Hochschule für polizei Villingen-

schwenningen, akademie der polizei Baden-Württemberg und 

der mit aus- und Fortbildung, nachwuchsgewinnung sowie 

Einstellungsverfahren befassten Bereiche der Bereitschaftspo-

lizei in einem präsidium Bildung und personalgewinnung an 

maximal fünf standorten mit folgender gliederung:

– präsident/in und zwei Vizepräsidenten/innen.

–  präsidialbüro sowie Öffentlichkeitsarbeit, controlling  

und Qualitätsmanagement.

–  Querschnittsabteilungen Verwaltung und Bildungsbetrieb/prü-

fungsamt für die zentrale Wahrnehmung aller Verwaltungs- und 

serviceaufgaben.

–   Hochschule für polizei mit den Fakultäten I – IV.

–  Institut für Fortbildung und management mit den Institutsberei-

chen Einsatz/Verkehr, kriminalitätsbekämpfung, cyberkrimina-

lität/It-Fachanwendungen, management und medienproduktion.

–  Institut für ausbildung und training mit den Institutsbereichen 

ausbildung mittlerer polizeivollzugsdienst, polizeihundefüh-

rerschule, polizeiliche auslandseinsätze und Einsatztraining an 

zwei, maximal drei standorten.

–  Institut für personalgewinnung zur nachwuchswerbung und 

Durchführung des Einstellungsverfahrens.

Bei vollständiger umsetzung dieser Vorschläge sowie unter Be-

rücksichtigung bestimmter rahmenbedingungen (beispielsweise 

räumliche konzentration von organisationseinheiten, schaffung 

leistungsstarker Führungs- und lagezentren) würde sich nach 

Berechnungen der projektgruppe ein personelles Verstärkungspo-

tenzial für die operative Basis von rd. 650 stellen des polizeivoll-

zugsdienstes (etwa hälftig schutz- und kriminalpolizei) und rd. 

240 stellen des nichtvollzugsdienstes ergeben.

mit der umsetzung der reformmaßnahmen würde zudem 

eine deutliche optimierung des technikeinsatzes einhergehen. 

konkretisieren ließe sich dies weitgehend erst im zuge weiterer 

planungen. Beispielhaft sind finanzielle Einspareffekte bei der 

vorgeschlagenen Dienststellenkonzentration im Bereich der Füh-

rungs- und lagenzentren (unter Berücksichtigung der Einführung 

des Digitalfunks) für den Investitionsbedarf in Höhe von einmalig 

ca. 10,9 mio. Euro und die laufenden Betriebskosten in Höhe von 

ca. jährlich 3,3 mio. Euro zu erwarten.

1  Einschließlich des Polizeipräsidiums Stuttgart.
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Die struktur der polizei Baden-Württemberg ist historisch 

gewachsen. In den 1970er Jahren wurde aus den früheren stadt- 

und kommunalpolizeien die landespolizei Baden-Württemberg 

gebildet und deren äußere organisation an die allgemeinen 

Verwaltungsgrenzen gekoppelt. Heutzutage erschweren diese 

traditionellen organisationsstrukturen die Flexibilität und die 

Effizienz polizeilicher arbeit.

Die mehrzahl der polizeien des Bundes und der länder hat in den 

letzten Jahren neuorganisationen bzw. reformen ihrer poli-

zeiorganisationen eingeleitet oder abgeschlossen. Hierfür sind 

unterschiedliche gründe und Handlungszwänge zu erkennen. 

gerade in den östlichen Bundesländern sind die reformen ge-

prägt von demografischen Entwicklungen und der notwendigen 

reduzierung der personalausstattung der polizeien. mit solchen 

demografischen Entwicklungen ist perspektivisch in Baden-

Württemberg nicht zu rechnen. nach dem statistischen landes-

amt Baden-Württemberg wird bis zum Jahr 2030 nur ein leichter 

(durchschnittlicher) Bevölkerungsrückgang in Höhe von etwa 

3,4 prozent prognostiziert. In absoluten zahlen wäre dies ein er-

warteter rückgang um ca. 360.000 Einwohner von 10,73 mio. im 

Jahr 2011 auf 10,37 mio. im Jahr 2030.2 Der Bevölkerungsstand in 

Baden-Württemberg bleibt insofern weitgehend stabil.

gleichwohl bedingen der strukturelle, gesellschaftliche Wandel 

und die zunehmende Veränderungsgeschwindigkeit sowie die 

zunahme der komplexität unter Berücksichtigung ständig neuer 

anforderungen an die polizei organisatorische Veränderungen 

in vielfältiger Form. Die defizitäre personalausstattung, die 

unterfinanzierung und die altersstruktur der polizei lassen den 

leistungs- und Veränderungsdruck weiter anwachsen. gleichzei-

tig bietet die bevorstehende „pensionierungswelle“3 im polizei-

vollzugsdienst aber auch die chance, tiefgreifende reformen 

möglichst sozialverträglich umsetzen zu können.

Die vorgeschlagenen Eckpunkte orientieren sich an folgenden 

leitprinzipien:

  mehr Bürgerorientierung

  mehr Flexibilität

  mehr kompetenz

  mehr Wirtschaftlichkeit

  Weniger Hierarchien

  Weniger Dienststellen

  Weniger schnittstellen

  Weniger Bürokratie

Einleitung

2    Statistisches landesamt Baden-Württemberg unter http://wwwext.stala.bwl.de/
SRDB/tabelle.asp?h=BevoelkGebiet&U=03&t=98015021&E=la&R=la 
[zuletzt abgerufen am 14.12.2011].

3  In den Jahren 2012 bis 2025 werden Personalabgänge in höhe von rund 11.800 
Polizeivollzugsbeamte/innen (ca. 50 Prozent der aktuellen Personalstärke der 
Polizei BW) prognostiziert.
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ausgehend vom koalitionsvertrag der landesregierung4 hat Herr 

Innenminister reinhold gall mdl am 29. september 2011 die pro-

jektgruppe „struktur der polizei Baden-Württemberg“5 eingerich-

tet und folgende mitglieder berufen, die über unterschiedliches 

Expertenwissen und breite Erfahrungen in der polizeiorganisation 

verfügen:

leitender kriminaldirektor martin schatz 
(Innenministerium Baden-Württemberg)

polizeioberrat Josef Veser 
(Innenministerium Baden-Württemberg)

kriminaloberrat Frank spitzmüller 
(Innenministerium Baden-Württemberg)

polizeioberkommissar simon Bihl 
(Polizeidirektion Rottweil)

abteilungspräsident christian nill 
(Regierungspräsidium Stuttgart)

leitender polizeidirektor Ekkehard Falk 
(Regierungspräsidium tübingen)

leitender polizeidirektor Detlef Werner 
(Regierungspräsidium Karlsruhe)

leitender polizeidirektor michael gehri 
(Polizeidirektion lörrach)

leitender polizeidirektor Franz lutz 
(Polizeidirektion Reutlingen)

leitender kriminaldirektor klaus ziwey 
(landeskriminalamt BW)

polizeidirektor Hans-Jörg Barth 
(Bereitschaftspolizeipräsidium BW)

kriminaldirektorin mechthild mayer 
(Polizeidirektion ludwigsburg)

regierungsdirektorin sandra zarges 
(Polizeipräsidium Stuttgart)

Erster polizeihauptkommissar Hans-peter teufel 
(Polizeidirektion Calw)

prof. alexander pick 
(hochschule für Polizei Villingen-Schwenningen)

leitender kriminaldirektor peter Egetemaier 
(akademie der Polizei Freiburg)

Dr. marcus majumdar 
(akademie der Polizei Freiburg)

leitender polizeidirektor Joachim lautensack 
(hauptpersonalrat der Polizei)

Projektauftrag

4    Vergleiche hierzu: 
http://www.gruene-bw.de/fileadmin/gruenebw/dateien/ 
Koalitionsvertrag-web.pdf 
[zuletzt abgerufen am 12.01.2012]

5  Im Weiteren abgekürzt: Projektgruppe.

Projektleitung

Projektbüro

Projektmitglieder
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Die arbeit der projektgruppe wurde fachlich durch einen hochran-

gig besetzten lenkungsausschuss (la) unter leitung von Herrn 

ministerialdirektor Dr. Herbert o. zinell (Innenministerium Baden-

Württemberg) begleitet. Die mitglieder des la standen mit ihrer 

jeweiligen fachlichen Expertise und Erfahrung der projektgruppe 

zur seite. Wichtige (zwischen-) arbeitsergebnisse wurden im 

zuge von vier sitzungen6 des la bewertet und Entscheidungen 

herbeigeführt. Dem ausschuss gehörten folgende mitglieder an:

regierungspräsident Dr. rudolf kühner Regierungspräsidium Karlsruhe

landrat günther-martin pauli mdl Zollernalbkreis

oberbürgermeister Dr. Dieter salomon Stadt Freiburg im Breisgau

landtagsdirektor Hubert Wicker Landtagspräsidium BW

ministerialdirigent reiner moser Ministerium für Finanzen u. Wirtschaft BW

rechnungshofdirektorin ria taxis Rechnungshof BW

landespolizeipräsident Dr. Wolf Hammann Innenministerium BW

leitender ministerialrat Werner oßwald Innenministerium BW

Inspekteur der polizei gerhard klotter Innenministerium BW

landeskriminaldirektor Hartmut grasmück Innenministerium BW

polizeioberrat thomas Berger (leiter zentralstelle) Innenministerium BW

polizeidirektor Franz semling Staatsministerium BW

kernaspekte des projektauftrages waren die untersuchung der 

inneren und äußeren organisationsstruktur der polizei Baden-

Württemberg unter Berücksichtigung vorhandener stärken und 

schwächen mit dem ziel, Eckpunkte bzw. Vorschläge für struk-

turveränderungen zu erarbeiten. Dies beinhaltet insbesondere 

die schaffung effizienter strukturen mit der optimalen anzahl 

von regionalen Dienststellen bzw. zentralen Einrichtungen unter 

Überprüfung der Hierarchiestufen.7

6  Sitzungstermine: 27.10.2011, 29.11.2011, 12.12.2011, 17.01.2012.
7   Im Weiteren wird auf den Projektauftrag „Struktur der Polizei Baden-Württem-

berg“ vom 29.09.2011 verwiesen (vgl. anlage 1).
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Organisation und Aufgabenverteilung der Polizei Baden-Würt-

temberg ergeben sich aus dem Polizeigesetz Baden-Württemberg 

(PolG BW) in der Fassung vom 1. September 2009. Darüber 

hinaus werden Aufgaben und Gliederung in der Verordnung des 

Innenministeriums zur Durchführung des Polizeigesetzes vom 

22. Oktober 1994 (DVO PolG) sowie in der Verwaltungsvorschrift 

über die Organisation des Polizeivollzugsdienstes des Landes 

Baden-Württemberg (VwV PolOrg) vom 26. November 2004 

konkretisiert.

Aktuelle Struktur der Polizei Baden-Württemberg
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Das landespolizeipräsidium (abteilung 3 des Innenministeriums) 

ist oberste Führungsstelle der traditionell im sinne der Einräu-

migkeit der Verwaltung (ministerien - regierungsbezirke - stadt-/

landkreise) am dreistufigen Verwaltungsaufbau orientierten 

aufbauorganisation der polizei Baden-Württemberg. koordinie-

rung und steuerung der polizeilichen aufgaben auf der mittleren 

Verwaltungsebene werden durch die in den vier regierungsprä-

sidien als abteilung 6 integrierten landespolizeidirektionen (lpD) 

wahrgenommen. unmittelbar dem Innenministerium Baden-

Württemberg nachgeordnet sind das landeskriminalamt Baden-

Württemberg (lka BW), das polizeipräsidium (pp) stuttgart, das 

Bereitschaftspolizeipräsidium Baden-Württemberg (Bpp BW) 

sowie als zentrale Einrichtungen für den polizeivollzugsdienst die 

Hochschule für polizei (Hfpol) Villingen-schwenningen und die 

akademie der polizei Baden-Württemberg (akadpol BW). Die so 

genannten kreisdienststellen, die polizeipräsidien bzw. polizeidi-

rektionen (pD), verfügen über ein weit verzweigtes netz verschie-

denster organisationseinheiten der schutz- und kriminalpolizei. 

Die 37 polizeipräsidien und polizeidirektionen sind grundsätzlich 

jeweils für einen stadt- und/oder landkreis zuständig.

Die polizei Baden-Württemberg verfügt über 23.870,5 planstel-

len8 für den polizeivollzugsdienst (pVD). Davon entfallen auf 

die schutzpolizei (pVD-s) 19.369,5 und auf die kriminalpolizei 

(pVD-k) 4.501 stellen. 2.800 stellen stehen zudem für Beamte 

in ausbildung zur Verfügung. Der Frauenanteil liegt aktuell bei 

ca. 16 prozent.9 Bei einer Bevölkerungsanzahl von rund 10,75 

mio. Einwohnern hat Baden-Württemberg eine polizeidichte von 

1:45110. Der polizeivollzugsdienst wird durch den Freiwilligen 

polizeidienst mit derzeit 1.234 polizeifreiwilligen11 unterstützt. Der 

polizei Baden-Württemberg stehen im nichtvollzugsbereich (nVz) 

4.400 stellen für Beamte und tarifbeschäftigte zur Verfügung.

8   Vorläufiger Staatshaushaltsplan für Baden-Württemberg 2012;  
inklusive 170 kw-Stellen.

9  Stand 01.11.2011 (ohne Beamte/innen in ausbildung).
10 Stand 01.01.2012
11 Stand 30.06.2011
12   Vergleiche hierzu beispielsweise: 

http://www.orghandbuch.de/cln_101/Organisationshandbuch/DE/node.
html?__nnn=true 
[zuletzt abgerufen am 18.12.2011].

13  Vergleiche anlage 2, Projektstrukturplan (Stand: 10.01.2012).
14  Vergleiche anlage 3, Gantt-Diagramm (Stand: 10.01.2012).
15   außer Sitzung zum Projektstart am 27.09.2011 im Innenministerium  

Baden-Württemberg (Stuttgart).
16   Beispielhaft:

−  Projektbericht „Bewältigung aktueller herausforderungen bei der Bereit-
schaftspolizei Baden-Württemberg; Prüfauftrag zur Darstellung verschiedener 
Optimierungsmöglichkeiten der aufbauorganisation der Bereitschaftspolizei 
Baden-Württemberg“ vom 06.02.2008

−  Projektbericht „Standards bei der Bewältigung von Kapitaldelikten in  
Sonderkommissionen“ vom 26.11.2010

−  Projektbericht „Fortentwicklung der sichernden und auswertenden Kriminal-
technik“ vom 5. Dezember 2008

−  Schlussbericht der Expertengruppe „Standards in der Spurensicherung“ 
vom 11.12.2009

−  Projektbericht „Stärkung der operativen ausrichtung; teilprojekt Einsatz-
strukturen und Einsatzkonzeptionen Bereitschaftspolizei“ vom 29.08.2007

17   Das Polizeipräsidium Unterfranken (Bayern) war Pilotdienststelle für die lan-
desweite Umsetzung der Organisationsreform der Bayerischen Polizei in den 
Jahren 2005 bis 2009.

18  Strength-Weaknesses-Opportunities-Threats-(SWOt)analyse.
19   Der Gesamtprozess wurde durch den Fachbereich Führungstraining  

der akademie der Polizei Baden-Württemberg moderiert.
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In anlehnung an gängige Verfahren des projektmanagements12 

wurden die aktivitäten der projektgruppe zur Bearbeitung des 

projektauftrags in aufeinander aufbauenden phasen geplant. 

Hierzu wurden verschiedene teilprojekte und arbeitspakete 

hierarchisch gegliedert und über einen projektstrukturplan13 mit 

korrespondierendem zeit- und meilensteinplan14 abgebildet. Die 

projektplanung wurde regelmäßig durch das projektbüro fort-

geschrieben und dem la durch die projektleitung zur kenntnis 

gegeben.

Die einzelnen teilprojekte und arbeitspakte wurden zu Beginn 

bzw. im zuge des projektverlaufs über arbeitsaufträge detailliert 

definiert und die Federführung an bestimmte projektmitglieder 

vergeben. Definierte arbeitspakte wurden jeweils mit einem 

inhalts- bzw. ergebnisbezogenen Bericht abgeschlossen. Die 

Festlegung erfolgte dann im plenum der projektgruppe, bevor 

die Ergebnisse im Weiteren durch den la konsolidiert wurden. 

Im Verlauf des projekts fanden hierzu insgesamt elf mehrtägige 

sitzungen der projektgruppe in den zur Verfügung gestellten 

projekträumlichkeiten an der Hochschule für polizei in Villingen-

schwenningen15 statt.

Der projektverlauf gestaltete sich in vier phasen:

 Bestandsaufnahme (Ist-situation)

 analyse (Ist-situation)

  konzeptions-/gestaltungsphase  

(modellentwicklung/umsetzung)

 projektabschluss (Ergebnissicherung)

Die sicherung von teilergebnissen und der abschluss von pro-

jektphasen erfolgte regelmäßig über nachgeschaltete projektre-

views, die zu Beginn einer jeden mehrtägigen sitzung bzw. nach 

abschluss definierter arbeitspakete bzw. teilprojekte stattfanden.

Die ersten beiden phasen waren von folgenden aktivitäten be-

stimmt:

  Erhebung und Bestandsaufnahme verschiedener gesamt-/

teiluntersuchungen16 zu einzelnen organisationsbereichen bzw. 

aufgabenfeldern der polizei Baden-Württemberg, die in die 

weitere projektarbeit Einfluss fanden (aufgabenanalyse).

  Wesentliche untersuchungen anderer Bundesländer wurden 

erhoben und die Feststellungen bzw. Ergebnisse auf Übertrag-

barkeit geprüft. Hierzu erfolgte auch ein Informationsbesuch 

einer Delegation der projektgruppe beim polizeipräsidium 

unterfranken (Bayern)17, um sich wesentliche Hintergründe und 

Erfahrungen aus der strukturreform der polizei Bayern konzent-

riert darstellen zu lassen („best practice“ ansatz).

  Für die ergänzende Erhebung und vertiefende analyse der 

leistungsfähigkeit der aktuellen polizeiorganisation wurden 

relevante Elemente in einem mehrstufigen prozess methodisch 

in stärken und schwächen eingeteilt und nach ihrer poten-

ziellen Wirkung auf die organisation in chancen und risiken 

gegenübergestellt (sWot-analyse)18. Für die Verdeutlichung 

des weiteren planungs- und umsetzungsprozesses wurden zehn 

themenfelder herausgehoben19: 

 1/  präsenz; streifen- und Ermittlungsdienst

 2/  kriminalitätsbekämpfung

 3/    sonderlagen (pDV 131 bis 133),  

herausragende kapitaldelikte, großeinsätze

 4/  geschlossene Einheiten und spezialkräfte, spezialeinheiten

 5/  Verkehrssicherheitsarbeit

 6/  technik, Beschaffung und logistik

 7/  personal, Haushalt und recht

 8/  ausbildung

 9/  Fortbildung

10/  organisationsstruktur und aufbauorganisation

Die Ergebnisse wurden skaliert, priorisiert sowie verdichtet und 

ergeben folgende Hauptmerkmale:

  Bürger- und Basisorientierung der polizei Baden-Württemberg 

(„stärke“)

  kleingliedrige organisationsstrukturen, viele schnittstellen 

(„schwäche“)

  zukunftsfähige neuausrichtung, Veränderungsbereitschaft 

(„chance“)

  akzeptanz der Beschäftigten, Investitionen 

(„risiko“)

Vorgehensweise

VORGEhEnSWEISE5
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Das gesamtergebnis bildete dann einen wesentlichen Baustein 

für die konzeptions- und gestaltungsphase.

Dabei hat sich die projektgruppe zunächst auf eine vertiefende 

Interpretation des projektauftrages (1) und für die belastbare 

abwägung/Entscheidung von Wahlmöglichkeiten organisations-

struktureller Überlegungen auf so genannte gewichtete Bewer-

tungskriterien (2) verständigt („vereinfachte Bewertungstechnik 

bzw. nutzwertanalyse“). Ferner wurden für die modellierung 

alternativer organisationsmodelle (richtungsweisende) gestal-

tungsparameter (3) entwickelt und festgelegt.

(1) Auftragsinterpretation
  personelle Verstärkung der operativen Basiseinheiten um 

mindestens 600 Vollzugsäquivalente (VzÄ). Basiseinheiten sind 

organisationseinheiten, die unmittelbare Dienstleistungen 

gegenüber dem Bürger erbringen: polizeireviere, kriminalpo-

lizei, prävention, Verkehrspolizei; nicht: leitungs-, stabs- und 

Verwaltungsstrukturen, Führungs- und lagezentren, Führungs-

gruppen, Datenstationen und aktenhaltungen.

  Festlegung von leistungsstarken, regional zuständigen Basis-

dienststellen vergleichbarer größe zur weitest gehenden aufga-

benwahrnehmung aus einer Hand.

  reduktion der Hierarchieebenen, schnittstellen und anzahl 

der Dienststellen; Bündelung von organisationseinheiten und 

spezialisierten aufgaben

  a.  bei der Wahrnehmung von stabs- und serviceaufgaben,

  b. bei der Bekämpfung der schweren kriminalität,

  c. bei der Wahrnehmung hoch spezialisierter aufgaben,

  d.  bei der Bewältigung aktueller oder sich abzeichnender 

Handlungserfordernisse in den Bereichen organisierte 

kriminalität, staatsschutzkriminalität, Vermögensabschöp-

fung, cyberkriminalität, Wirtschaftskriminalität, korruption, 

umweltkriminalität, kriminaltechnik, spezialisierter Ver- 

kehrsüberwachung sowie der Bewältigung von großlagen 

und herausragender kriminalfälle, vor allem beim qualifi-

zierten arbeiten in Führungsstäben,

  e.  zum effizienten und wirtschaftlichen Einsatz von kostenin-

tensiver polizeitechnik, insbesondere durch Bildung von 

Führungs- und lagezentren bei regional zuständigen und 

leistungsstarken Basisdienststellen,

  f.  im Bereich polizeitechnik mit dem ziel, qualifiziertes techni-

sches und juristisches Wissen (z.B. Vergaberecht) vorzuhalten, 

technik wirtschaftlich einzusetzen und personalressourcen 

nachhaltig zu erschließen,

  g.  zur Verbesserung der zeitlichen und lagebildorientierten Ver-

fügbarkeit sowie des wirtschaftlichen Einsatzes der geschlos-

senen Einheiten und der spezialeinheiten (sEk und mEk).

  reduzierung von Bildungsträgern und standorten, um mit den 

dadurch gewonnenen personellen, fachlichen, finanziellen und 

logistischen potenzialen den Bildungsbereich zu modernisieren 

und zu flexibilisieren.

(2) Bewertungskriterien
anhand der gewichteten kriterien (einschließlich submerkmale 

und messgrößen) wurden einzelne alternative strukturvorschläge 

zur potenziellen aufbauorganisation überprüft:

– Bürgerorientierung (25 prozent)

– mitarbeiterorientierung (20 prozent)

– Flexibilität (20 prozent)

– ressourcenoptimierung (20 prozent)

– umsetzungsaufwand (15 prozent)

Der LA stimmte der dargestellten Auftragsinterpretation 
und den Bewertungskriterien zu.20

20 Beschluss des la am 27.10.2011.
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(3) Gestaltungsparameter
Die nachfolgend dargestellten wesentlichen parameter für die 

modellierung einer äußeren organisationsstruktur der polizei 

BW wurden anhand vorgegebener themencluster und unter 

zugrundelegung der verdichteten Ergebnisse der sWot-analyse, 

bisheriger untersuchungen der polizei BW sowie der Ergebnisse 

der reformbemühungen in anderen Bundesländern abgeleitet; 

die leitfrage der projektgruppe lautete: „Welche systematischen 

Konsequenzen folgen daraus?“

Die deduktiv unter Berücksichtigung von Erkenntnissen aus der 

organisationslehre und praxis entwickelten gestaltungspara-

meter waren - neben der oben dargestellten Interpretation des 

projektauftrags - grundlage für die weitere induktive Entwicklung 

und Diskussion möglicher konfigurationsmodelle zur (äußeren) 

aufbauorganisation und gliederung der polizei BW.21

Im Ergebnis wurden folgende Richtungsparameter  
als wesentlich erachtet und durch Beschluss des LA  
zustimmend zur Kenntnis genommen: 22

  Abbau von Hierarchien bzw. Führungsebenen 
(Verschmelzung der landespolizeidirektionen mit den poli-

zeipräsidien bzw. polizeidirektionen zu einer Ebene)

  Reduzierung der operativen Dienststellenstruktur 
(straffung um mindesten 50 prozent [kreisdienststellen])

  Vergleichbare operative Dienststellengrößen 
(korridor: ca. 1.500 pVD bis 2.200 pVD als grundsätzliche 

richtwerte)

  Bündelung spezialisierter Aufgaben 
(konzentration bzw. organisatorische straffungen  

im Bereich Einsatz, technik und Bildung)

21 Vergleiche anlage 2, Projektstrukturplan (teilprojekt 3 - Modellentwicklung).
22 Beschluss des la am 29.11.2011.
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6.1 Allgemeines
Die organisation der polizei Baden-Württemberg hat seit dem 

Jahr 2000 im Wesentlichen zwei herausragende reformen 

durchlaufen. zielrichtung war, jeweils Führungs-, stabs- und 

Verwaltungsaufgaben zugunsten der operativen aufgabenwahr-

nehmung zu bündeln.

Im Jahr 1994 hatte das Innenministerium Baden-Württemberg 

die mummert + partner unternehmensberatung gmbH mit einer 

organisationsuntersuchung der polizei des landes beauftragt. 

Die untersuchung erstreckte sich auf die gesamte landespoli-

zei. Die Wasserschutzpolizei, die Bereitschaftspolizei sowie die 

damalige landespolizeischule, die Fachhochschule Villingen-

schwenningen - Hochschule für polizei - und die ehemalige 

landesbeschaffungsstelle als zentrale Dienststellen und Einrich-

tungen waren nicht einbezogen. Das landespolizeipräsidium und 

das landeskriminalamt wurden nur im rahmen der bestehenden 

schnittstellen zu den nachgeordneten Dienststellen betrachtet. 

Der zur damaligen zeit revolutionäre präferenzvorschlag der 

unternehmungsberatung beinhaltete insbesondere die grund-

sätzliche neuorientierung der aufbaustruktur der polizeiorga-

nisation durch realisierung eines 2-Ebenen-modells mit einem 

landespolizeipräsidium als oberste Dienstbehörde und bis zu 20 

nachgeordneten „groß-polizeidirektionen“ in einer zielgröße für 

die personalstärke bei 800 bis 1.000 Beamten/innen. Im Ergebnis 

wurden die Empfehlungen23 nach dem regierungswechsel im 

Juni 1996 nicht weiter verfolgt.

6.2 Reorganisation der Polizei Baden-Württemberg (2000)
Die reorganisation der polizei hatte zum ziel, die organisati-

onsstruktur, die aufgabenwahrnehmung und die personellen 

kapazitäten der polizei primär an den Funktionsbereichen aus-

zurichten, die in unmittelbarem kontakt zur Bürgerschaft stehen 

(polizeireviere, polizeiposten, Verkehrspolizei und kriminalpoli-

zei). Im rahmen dieser zielsetzungen wurden schwerpunktmäßig 

Führungsorganisationseinheiten der landespolizeidirektionen, 

der polizeipräsidien und der polizeidirektionen unter Einrichtung 

gemeinsamer stäbe von schutz- und kriminalpolizei verschlankt. 

zur Verbesserung der kriminalitätsbekämpfung konzentrieren 

sich seither die polizeireviere beispielsweise auf die orts-, zeit- 

und bürgernah zu bearbeitende kriminalität und die kriminalpo-

lizei spezialisierte sich auf kriminalitätsformen, die besondere 

anforderungen an die Ermittlungsarbeit stellen. Die grundsätzli-

che aufbauorganisation der kriminalpolizei auf Ebene der stadt-/

landkreise umfasste danach vier kriminalinspektionen mit gege-

benenfalls nachgeordneten Dezernaten (je nach personalstärke).

6.3 Verwaltungsstrukturreform Baden-Württemberg (2005)
am 1. Januar 2005 trat das Verwaltungsstrukturreformgesetz 

Baden-Württemberg in kraft. Damit wurde eine Vielzahl von 

Fach- und sonderbehörden aufgelöst und die aufgaben in den 

regierungspräsidien und in den stadt-/landkreisen gebündelt. 

Diese zielsetzung wurde auch auf den Bereich der polizeiorgani-

sation übertragen.

In Fortführung der bereits im rahmen der reorganisation der 

polizei (2000) erfolgten reformen sollte die aufbauorganisation 

weiter gestrafft und die stellung der polizeipräsidien und poli-

zeidirektionen als örtliche garanten für sicherheit und ordnung 

gestärkt werden. mit der Verwaltungsstrukturreform hat die 

polizei Baden-Württemberg ihre aktuelle organisationsreform 

grundsätzlich erhalten. Für den polizeilichen Bereich umfasste die 

reform folgende maßnahmen:

  Integration der landespolizeidirektionen stuttgart I, karlsruhe, 

Freiburg und tübingen als abteilungen 6 in die regierungsprä-

sidien.

   umstrukturierung der damaligen landespolizeidirektion 

stuttgart II zum polizeipräsidium stuttgart unter unmittelbarer 

anbindung an das Innenministerium.

  auflösung der autobahnpolizeidirektionen und Integration der 

autobahnpolizeireviere (einschließlich der Verkehrsgruppen 

und Fahndungsdienste) in die polizeipräsidien und polizeidirek-

tionen.

  auflösung der Wasserschutzpolizeidirektion und der Wasser-

schutzpolizeiinspektionen und Integration der Wasserschutzpoli-

zeistationen einschließlich der Wasserschutzpolizeiposten in die 

polizeipräsidien und polizeidirektionen.

  zusammenlegung der polizeidirektionen rastatt und  

Baden-Baden.

  straffung der polizeipostenstruktur durch auflösung bzw. 

zusammenlegung von vornehmlich kleinen posten (von dieser 

maßnahme waren rund 200 von ehemals 578 polizeiposten 

betroffen).

  auflösung der Verkehrspolizeiinspektion tübingen und Übertra-

gung der aufgaben auf die Verkehrspolizeien der polizeidirektio-

nen im regierungsbezirk tübingen.

Überblick über bisherige Organisationsreformen 
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  auflösung der Einsatzzüge im Bereich der landespolizeidirekti-

on karlsruhe und der Einsatzhundertschaft der landespolizeidi-

rektion Freiburg.

  auflösung der gemeinsamen Finanzermittlungsgruppen (gFg) 

von zoll und polizei bei den landespolizeidirektionen karlsruhe 

und Freiburg.

  Übertragung der Durchführung von geschwindigkeitskontrollen 

mit großgeräten (ausnahme Bundesautobahnen und vergleich-

bar ausgebaute Bundesstraßen sowie spezialisierte Überwa-

chungsmaßnahmen) auf die unteren Verwaltungsbehörden.

  Übertragung der Federführung für die koordinierung der kom-

munalen kriminalprävention auf die land- und stadtkreisebene.

  Übertragung der lebensmittelüberwachung auf die unteren Ver-

waltungsbehörden.

23   „Organisationsuntersuchung der landespolizei Baden-Württemberg, ab-
schlussbericht Band I und II“, april 1995, Mummert + Partner Unternehmungs-
beratung Gmbh.
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Beteiligungsverfahren

BEtEIlIGUnGSVERFahREn7

lich legt der BDk besonderen Wert auf die Feststellung, dass 

potenzielle Veränderungen nicht ausschließlich auf finanzielle 

Erwägungen zu stützen seien, sondern einen qualitativen/tat-

sächlichen mehrwert für die polizeiliche aufgabenerfüllung und/

oder die mitarbeiterschaft erbringen müssten. 

 

Der BDk ist der Überzeugung, dass polizeiliche Dienstleistun-

gen bürger- und ortsnah zu gewährleisten seien. Dies erforde-

re, dass die zuständige organisationsebene über notwendige 

personelle und sachliche ressourcen verfüge. gleichwohl sei 

es kein tabu, einzelne polizeiliche aufgabenfelder nicht örtlich, 

sondern regional zu bearbeiten. so bedürfe es für die Bekämp-

fung der schwerkriminalität zwingend überregionaler, personell 

und sachlich ausreichend ausgestatteter operativer Ermittlungs-

einheiten, um die Bearbeitung komplexer Verfahren unabhängig 

vom „tagesgeschäft“ einer Basisdienststelle gewährleisten zu 

können. 

 

Ferner regt der BDk unter anderem an, die im zuge der 

Verwaltungsstrukturreform (2005) in die kreisdienststellen 

integrierte Wasserschutzpolizei, die autobahnpolizei und zum 

Beispiel die polizeihubschrauberstaffel in einer Dienststelle auf 

landesebene zu bündeln. Der BDk spricht sich dafür aus, die 

fachliche aufsicht für die kriminalitätsbekämpfung auf örtlicher 

Ebene mit entsprechender formaler, hierarchischer anbindung 

auszustatten.

 

  Hauptschwerbehindertenvertretung der Polizei  
beim Innenministerium Baden-Württemberg 

 

Die Hauptschwerbehindertenvertretung ist der auffassung, dass 

eine optimierung der anzahl regional zuständiger Dienststellen 

im Einzelfall erhebliche Erschwernisse für schwerbehinder-

te Beamtinnen und Beamte sowie arbeitnehmerinnen und 

arbeitnehmer nach sich ziehen könne. gleichwohl böte dies 

möglicherweise auch die chance, mehr Beschäftigungsfelder 

für schwerbehinderte menschen in der polizei zu erschließen. 

sofern das projektergebnis die Bündelung von Dienststellen 

zu größeren Einheiten vorsehe, sollte dies für eine kompeten-

zerhöhung im administrativen Bereich genutzt werden, um 

arbeitssuchende schwerbehinderte menschen einzustellen. um 

die mitarbeiterorientierte und sozialverträgliche umsetzung zu 

gewährleisten, schlägt die Hauptschwerbehindertenvertretung 

unter anderem vor, sich an den grundsätzen der landesregie-

rung zur sozialverträglichen umsetzung der neuordnung von 

Behörden vom 15. Dezember 1997 zu orientieren.

7.1  IntERESSEnVERBänDE SoWIE BERuFSPoLItIScHE  
FAcH- unD BERAtunGSVERtREtunGEn DER PARtEIEn

Den berufsständischen Vertretungen, der Hauptschwerbehinder-

tenvertretung der polizei, der Beauftragten für chancengleich-

heit sowie den wesentlichen Fach- und Beratungsvertretungen 

der parteien wurde schriftlich gelegenheit zur Darstellung ihrer 

jeweiligen positionen - bezogen auf den Inhalt des projektauf-

trags - gegeben. Inhalte und positionen sind in die projektarbeit 

eingeflossen (konzeptions- und gestaltungsphase). Im Folgenden 

werden wesentliche aussagen der übersandten Beiträge kurso-

risch dargestellt:

  Deutsche Polizeigewerkschaft (DPolG) im DBB  
(Landesverband BW) 
 

nach auffassung der Dpolg bestehe bei der polizei BW das gra-

vierende grundproblem der mangelnden personalausstattung 

für zu viele bzw. wachsende aufgaben. organisationsreformen 

zur gewinnung möglicher „Effizienzgewinne“ könnten diesen 

mangel nicht beheben. 

 

Ferner wird angemahnt, die organisationsuntersuchung ergeb-

nisoffen durchzuführen. nach ansicht der Dpolg könne dies an-

gezweifelt werden, zumal die zielpunkte des projektauftrags nur 

den schluss zulassen, künftig zwingend von einer grundsätzlich 

abweichenden polizeiorganisation auszugehen. Im Ergebnis 

trage die Dpolg überzeugende reformen mit, die die polizei 

voranbringen und geeignet seien, strukturelle Defizite abzubau-

en, die Beschäftigten mitzunehmen und die sozialverträgliche 

umsetzung zu beachten.

  Gewerkschaft der Polizei (GdP) –  
Landesbezirk Baden-Württemberg 

 

Die gdp verweist in ihrer antwort auf das gdp-strategiepapier, 

das im zuge des 24. landesdelegiertentages am 9./10. novem-

ber 2011 seine ausdrückliche zustimmung gefunden habe.

  Bund Deutscher Kriminalbeamter (BDK) - Landesverband 
Baden-Württemberg 

 

Der BDk hebt hervor, dass er den aktuellen strukturuntersu-

chungen positiv und konstruktiv gegenüber stehe. Die polizei 

des landes genieße in der Bevölkerung hohes ansehen, laufe 

aber aufgrund der „chronischen“ unterfinanzierung gefahr, 

den gesetzlichen auftrag und die Erwartungen der Bevölkerung 

nicht mehr vollumfänglich erfüllen zu können. Diesbezüg-
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7.2 MItARBEItERBEtEILIGunG „MEInE IDEE“
nachhaltige Veränderungen in organisationen erfordern die 

mitwirkung der Beschäftigten. unter dem stichwort „Ideen sind 

gefragt“ und der angemessen Beteiligungsmöglichkeit in einer 

frühen phase des projektverlaufs wurden alle Beschäftigte über 

den zweck des projektvorhabens informiert und die möglichkeit 

eingeräumt, konstruktive anregungen, Ideen und Vorschläge für 

eine „optimale“ polizeiorganisationen unmittelbar über E-mail25 

oder polIzEI-onlInE an das projektbüro zu übermitteln. Das 

postfach war insgesamt 60 tage26 freigeschaltet.

In diesem zeitraum wurden die eingegangenen 220 E-mails 

ausgewertet und jeweils innerhalb einer Woche individuell beant-

wortet. Davon betrafen 166 unmittelbar ein organisationsthema. 

44 E-mails waren anregungen zur technischen ausstattung, 

Vorgangsbearbeitung oder den internen ablaufprozessen. Diese 

E-mails wurden an die jeweils sachlich zuständigen referate im 

landespolizeipräsidium weitergeleitet. mit sieben E-mails wurden 

die Besetzung der projektgruppe kritisiert und mit drei mails 

sonstige Forderungen gestellt, beispielsweise anonymität der 

absender.

Die häufigsten kernthemen der E-mails waren Vorschläge zur 

Bündelung der polizeidirektionen zu größeren Einheiten und 

damit meist einhergehend die abschaffung der landespolizei-

direktionen, sowie die Bündelung der Wasserschutzpolizei und 

der spezialeinheiten (beispielsweise mobile Einsatzkommandos). 

Damit waren die Forderung der Freisetzung von Führungsper-

sonal zugunsten der operativen Basis und die gewinnung von 

synergien im technischen Bereich verbunden. Der hohe admi-

nistrationsaufwand der polizeilichen geschäftsprozesse und die 

notwendigkeit der spezialisierung im Bereich der Iuk-kriminalität 

sowie die Einrichtung von kriminaldauerdiensten wurden mehr-

fach angeführt. 

Im zuge der konzeptions-/gestaltungsphase (modellentwick-

lung) wurden die ausgewerteten Ideen und Vorschläge über die 

teilprojekte bzw. Bearbeitung der arbeitspakete abgewogen und 

eingebracht.

  BÜnDnIS 90/DIE GRÜnEn - LAG Demokratie, Recht, Innere 
Sicherheit und Migration 

 

Die unterarbeitsgruppe polizei/Inneres übermittelte ein umfang-

reiches positionspapier zu einer möglichen organisationsre-

form der polizei Baden-Württemberg. Darin werden wesentliche 

positionen zum organisationsaufbau und zur polizeikultur 

dargestellt sowie Beispiele angeführt. kernaspekte sind die 

stärkung der Basisdienststellen (polizeireviere, kriminal- und 

Verkehrspolizeien) durch eine Verlagerung von stellen aus den 

Führungsstäben und -gruppen. Ferner solle die aufbauorgani-

sation durch die reduzierung auf zwei Verwaltungsebenen und 

unter schaffung leistungsfähiger polizeipräsidien konsequent 

verschlankt werden. Die Wahrnehmung von Querschnittsaufga-

ben solle weitgehend zentral erfolgen und bürgernahe polizeiar-

beit grundsätzlich bei den oben angeführten Basisdienststellen 

stattfinden.

 

  SPD Baden-Württemberg - Landesverband (Polizeibeirat) 
 

Der polizeibeirat des landesverbandes der spD Baden-Würt-

temberg nimmt konkret stellung zu den einzelnen zielpunk-

ten des projektauftrags. Wesentlich ist der Vorschlag, die 

polizeiorganisation deutlich zu straffen und zu konzentrieren. 

gleichzeitig solle die polizeiliche (operative) Basisversorgung 

weitgehend dezentralisiert werden. Ferner sei die kriminalitäts-

bekämpfung in schlagkräftigen Einheiten zu organisieren und 

die Einrichtung von (ständigen) stäben für Fälle von Entführun-

gen und geiselnahmen vorzusehen. Für den Bereich technik 

und logistik wird vorgeschlagen, entsprechend spezifische auf-

gaben zu zentralisieren. Im Weiteren wird auf das programm-

papier des polizeibeirats der spD Baden-Württemberg „Innere 

sicherheit – Innerer Frieden24“ verwiesen.

 

  cDu Baden-Württemberg –  
Arbeitskreis Polizei Baden-Württemberg 

 

Der arbeitskreis polizei der cDu Baden-Württemberg unter-

streicht in seiner Äußerung, dass es erhebliche zweifel an der 

unvoreingenommenheit der projektgruppe „struktur der polizei 

Baden-Württemberg“ gebe und vermutet eine so genannte 

„hidden agenda“. 

24   Blaulicht - Beirat der Polizei in der SPD Bawü unter 
http://spdnet.sozi.info/bawue/blaulicht/dl/Programmpapier-Innere_Sicherheit-12-2010.pdf 
[zuletzt abgerufen am 09.01.2012]

25 E-Mail-adresse: Polizeistruktur.MeineIdee@polizei.bwl.de.
26 29.09.2011 bis 27.11.2011
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Reformen anderer Bundesländer

REFORMEn anDERER BUnDESlänDER8

Im zuge der frühen phase der Bestandsaufnahme hat die pro-

jektgruppe polizeireformen einzelner Bundesländer im sinne des 

„best practice“ ansatzes ausgewertet.27 Im Einzelnen handelte es 

sich um die Bundesländer Bayern, Brandenburg, Hessen, nieder-

sachsen, nordrhein-Westfalen, sachsen und thüringen.

Im gesamtergebnis konnte festgestellt werden, dass bei sämtli-

chen reformen überwiegend folgende ziele verfolgt wurden:

  reduzierung von Hierarchieebenen

  zentralisierung von spezialisierten aufgaben

  Effizienter technikeinsatz

  reduktion von stabs- und Verwaltungsstrukturen

   Erhalt bzw. Verbesserung der Qualität polizeilicher aufgaben-

wahrnehmung

Den einzelnen reformbemühungen der länder lagen unter-

schiedliche (politische) zielrichtungen, rahmenbedingungen und 

ausgangssituationen zu grunde. Das einfache Übertragen auf 

hiesige strukturen erschien daher nicht sachgerecht. gleichwohl 

ergaben sich aus den Erfahrungen anderer Bundesländer anre-

gungen für die projektarbeit.

27     Grundlage der auswertung waren Ergebnisberichte und Veröffentlichungen, 
teilweise Expertengespräche und ein Vor-Ort-Besuch beim Polizeipräsidium 
Unterfranken in Bayern.
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Zukünftige Polizeistruktur

zUKünFtIGE POlIzEIStRUKtUR9

Im Ergebnis präferiert die projektgruppe aus fachlichen gründen 

die 12er-modellvariante (anzahl der regionalen präsidien). Damit 

wird in der gesamtabwägung den aspekten

  Wahrnehmung der polizeilichen aufgaben in der Fläche,

  leistungsfähigkeit der Dienststellen und

  präsenz- bzw. Verstärkungspotenziale

bestmöglich rechnung getragen.

Bei einer geringeren anzahl von Flächenpräsidien erscheint die 

dann entstehende Flächenausdehnung mit Blick auf die prakti-

sche gewährleistung der polizeilichen aufgabenwahrnehmung 

(insbesondere für den Bereich der kriminalitätsbekämpfung) und 

die Führungsspanne einzelner Dienststellen zu groß, so dass 

zwangläufig mit zusätzlichen untergliederungen/zwischenebenen 

gearbeitet werden müsste. Bei einer größeren anzahl regionaler 

polizeipräsidien werden die synergien wieder aufgebraucht.

Die leitungsspanne für das landespolizeipräsidium ist in einer 

neuen organisationsstruktur mit 16 Dienststellen und Einrichtun-

gen (davon zwölf regionale polizeipräsiden mit gleichen aufga-

ben) angemessen.

 

nach Erörterung stimmte der LA der künftigen organisations-
struktur der Polizei Baden-Württemberg bei einer Gegenstim-
me zu. Ferner war er bei einer Gegenstimme der Auffassung, 
dass die zukünftige Struktur der Polizei zwölf Flächenpräsidien 
umfassen sollte.28

9.1 äußere Aufbauorganisation

Im Überblick sieht der Vorschlag der projektgruppe einen zweistu-

figen äußeren organisationsaufbau mit folgender rahmenstruk-

tur vor:

  Die landespolizeidirektionen sollen mit den polizeipräsidien 

bzw. polizeidirektionen zu zwölf vergleichbar leistungsstarken  

und weitestgehend autarken regionalen polizeipräsidien 

verschmolzen werden. Die gegenseitige unterstützung würde 

sich dadurch grundsätzlich auf herausragende Einsatzlagen 

beschränken (bspw. stuttgart 21, nato-gipfel, papst-Besuch).

  Die polizeilichen aufgaben im Bereich der Einsatzunterstützung, 

insbesondere die geschlossenen Einheiten der Bereitschaftspo-

lizei und der spezialeinheiten, sollen in einem polizeipräsidium 

Einsatz (neu) zusammengeführt werden.

  technik, logistik und service sollen in einem präsidium zentral 

gebündelt und insbesondere polizeitechnische Fachverfahren, 

technische Infrastruktur und Betrieb sowie koordinierungs- und 

Beschaffungsverfahren im Bereich kostenintensiver polizeiein-

satztechnik konzentriert werden.

  Die aufgaben im polizeilichen Bildungsbereich sollen unter Inte-

gration der Hochschule für polizei, der akademie der polizei und 

der abteilungen 2 der Bereitschaftspolizei in einem präsidium 

Bildung und personalgewinnung zusammengeführt werden.

unter zugrundelegung der in kapitelnummer 5 gewichteten 

Bewertungskriterien und gestaltungsparameter wurde unter re-

flexion auf den von der projektgruppe interpretierten projektauf-

trag über die größe und anzahl der vorgeschlagenen regionalen 

polizeipräsidien sehr intensiv und kontrovers diskutiert.

28     Beschluss des la am 12.12.2011.
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Innere Aufbauorganisation

9.2 InnERE aUFBaUORGanISatIOn

9.2.1 Regionale Polizeipräsidien (1 bis 12)
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und bei neuen, leistungsstarken polizeipräsidien so genannte 

dezentrale „Bildungszentren“ einzurichten. Die Bildungszent-

ren sollen personell und logistisch in der lage sein, unter der 

Fachaufsicht des zentralen präsidiums Bildung und personal-

gewinnung effiziente sowie effektive Bildungsarbeit vor ort zu 

leisten und damit das angebot des präsidiums Bildung und 

personalgewinnung zu ergänzen.30 

 –  referat Finanzen: zuständigkeit für alle Finanzangelegenheiten 

wie Haushalts-/Finanzplanung (dezentrale Budgetierung), mittel-

bewirtschaftung und kontrolle, Innerer Dienst wie liegenschafts-

angelegenheiten und gebäudemanagement sowie service/logis-

tik (ohne einsatztaktische relevanz). 

  Im referat prävention sollen die strategischen, konzeptionellen 

und koordinativen aufgaben der kriminal- und Verkehrsprävention 

(einschließlich der kommunalen kriminalprävention sowie der 

kriminalpolizeilichen Beratungsstelle) und des Verkehrserziehungs-

dienstes für den zuständigkeitsbereich des präsidiums gebündelt 

und unmittelbar der präsidialleitung zugeordnet werden („präventi-

on ist chefsache“). 

  Führungs- und Einsatzstab: Die aufgaben des stabes sind grund-

sätzlich auf strategisch-konzeptionelle Beratungs- und unter-

stützungsleistungen, die sich auf die unmittelbaren polizeilichen 

leistungen beziehen und polizeilichen sachverstand bedingen. alle 

darüber hinausgehenden „Verwaltungsleistungen“ sollen konse-

quent in den referaten recht/Datenschutz, personal oder Finanzen 

konzentriert werden. 

 

Damit soll gewährleistet werden, dass flächendeckend leistungsfähige 

Einsatzstäbe unter personeller Verdichtung geschaffen werden, die 

personell angemessen sämtliche lagen im zuständigkeitsbereich, 

auch über einen längeren zeitraum hinweg, bewältigen können. 

 

Die künftige gliederung des Führungs- und Einsatzstabes soll auch 

im täglichen Dienst in anlehnung an die pDV 100 (anlage 6) mit 

den stabsbereichen (Hauptaufgaben) Führungs- und lagenzent-

rum, Einsatz, technik und zentrale Dienste (organisation/grundsatz 

einschließlich Einsatztraining/sport) erfolgen, um die Einsatzkom-

petenz der Dienststellen zu stärken und den Übergang von der 

allgemeinen aufbauorganisation (aao) in die Besondere aufbau-

Der Vorschlag zur künftigen struktur der regional zuständigen zwölf 

polizeipräsidien beinhaltet im Wesentlichen folgende organisatori-

sche Eckpunkte:

Leitungsebene mit Stabs- und Querschnittsbereich
  Der leitungsbereich umfasst die/den polizeipräsidenten/in und po-

lizeivizepräsidenten/in (mit gleichzeitiger zuweisung eines eigenen 

leitungsbereichs29) und die stabsstellen Öffentlichkeitsarbeit, cont-

rolling und Qualitätsmanagement, die referate recht/Datenschutz, 

personal und Finanzen unter Wegfall des leiters der Verwaltung, 

das referat prävention sowie den Führungs- und Einsatzstab.

  Die Funktion der/des polizeivizepräsidenten/in wird für erforderlich 

erachtet, um die durchgängige qualifizierte Dienststellenleitung 

unter Berücksichtigung der polizeitypischen leitung möglicher 

Einsatzlagen gewährleisten zu können.

  Durch den Wegfall der Verwaltungsleitung als Hierarchieebene 

werden die aufgaben recht/Datenschutz, personal und Finanzen 

unmittelbar der präsidialleitung zugeordnet und damit in ihrer 

Bedeutung aufgewertet. 

 

–  referat recht/Datenschutz: zuständigkeit für alle rechtsangele-

genheiten grundsätzlicher art und den allgemeinen rechtsservice 

(u.a. einsatzbezogene rechtsfragen, Vergaberecht) einschließlich 

schadensersatzverfahren sowie rechtsvertretung des präsidiums 

bei streitigkeiten im außenverhältnis. Ferner sollen zuständig-

keiten für Disziplinarermittlungen sowie die koordination von 

Beschwerdeangelegenheiten und die behördliche korruptionsver-

hütung umfasst werden. Der referatsleitung soll die aufgabe des 

behördlichen Datenschutzbeauftragten zugewiesen werden. 

 –  referat personal: zuständigkeit für alle Fragen des personalma-

nagements und der personalverwaltung, die auf präsidiumse-

bene bearbeitet werden. personalaufgaben, die derzeit in den 

Führungs- und Einsatzstäben geleistet werden, sollen im referat 

personal konzentriert werden. 

 

mit einer grundlegenden reform der polizeilichen organisa-

tionsstrukturen bietet sich die chance, die bisher teilweise 

bei den Dienststellen vorhandenen dezentralen lösungen 

zur Deckung des Bildungsbedarfs konstruktiv aufzunehmen 

29   Beschluss des la am 29.11.2011; der leitungsbereich des/der Polizeivizepräsidenten/in soll zugleich die leitung des Führungs- und Einsatzstabes, der Direktion 
Polizeireviere oder der Kriminalpolizeidirektion umfassen.

30   Bei Umsetzung sollte eine landesweit verbindliche (inhaltliche) Konzeption erstellt werden, in der die aufgaben der dezentralen Bildungszentren in abgrenzung 
zum Präsidium Bildung konkret zu definieren sind. Grundsätzlich sollten dezentral dienststellenbezogene Fortbildungen, der spezifische Wissens- und Erfahrungs-
transfer und Multiplikatorenkonzepte durchgeführt werden. 



24

9.2 InnERE aUFBaUORGanISatIOn

die kriminalpolizeiliche leistungsfähigkeit bei umfangreichen kri-

minaltechnischen spurensicherungsmaßnahmen einschließlich 

It-Beweissicherung und der strukturierten aufbereitung sowie der 

auswertung von elektronischen massendaten. 

Die organisatorischen und insbesondere die personellen Verände-

rungen bei der kriminalpolizei sind bei umsetzung der dargestell-

ten Eckpunkte signifikant. sie bewirken den Wegfall einer bedeu-

tenden anzahl von Führungsfunktionen bei der kriminalpolizei. 

Vor dem Hintergrund zunehmender spezialisierungserfordernisse 

bei der kriminalpolizeilichen sachbearbeitung und der notwen-

digkeit einer personalkontinuität wird eine weitere umsetzung/

stärkung der „sachbearbeiterkarriere“ bei der kriminalpolizei für 

dringend geboten erachtet. sie wird dadurch erreicht, dass bei 

der kriminalpolizei auch nach umsetzung der optimierungsvorschlä-

ge die vorhandene stellenstruktur beibehalten wird und in der Folge 

alle Beförderungsmöglichkeiten weiterhin zur Verfügung stehen. 

Folgende Eckpunkte werden vorgeschlagen:

  Wahrnehmung aller kriminalpolizeilichen aufgaben bei den 

künftigen kriminalpolizeidirektionen der regionalen polizei-

präsidien unter Berücksichtigung der aufgaben der bisherigen 

Ermittlungsdezernate der landespolizeidirektionen, sofern keine 

zuständigkeit des landeskriminalamtes nach § 11 DVo polg vorliegt.  

Die mindeststärke der kriminalpolizeidirektion sollte regelmäßig 

200 polizeivollzugsstellen nicht unterschreiten.

  Einführung eines organisationsmodells mit kriminalpolizeidi-

rektionen und acht verrichtungszentralisierten kriminalinspek-

tionen (k 1 bis 8) sowie objektzentralisierten kriminalkommis-

sariaten in der Fläche. auf eine Dezernierung soll weitgehend 

verzichtet werden (leitungstiefe).

  Wesentlich ist die optimierung der schlagkraft der kriminal-

polizei unter Berücksichtigung einer verbesserten zentralen 

steuerungsmöglichkeit aufgrund des höheren mitarbeiterpoten-

zials. Damit sind grundsätzlich die auflösung der landesweit 25 

kriminalpolizei-außenstellen und die Verschmelzung mit den 

kriminalinspektionen bzw. kriminalkommissariaten verbunden.

  Festschreibung der regionalen Fachaufsicht für die kriminalitäts-

bekämpfung bei der kriminalpolizeidirektion der polizeipräsidien.

organisation (Bao) zu verbessern. Durch die flächendeckende Ein-

richtung von Führungs- und lagezentren31 und ihre zuordnung zum 

stabsbereich lagezentrum sollen die standardisierte Einsatzsteu-

erung optimiert und kostenintensive leitstellentechnik gebündelt 

werden. Dadurch würde eine enge Verknüpfung im täglichen Dienst 

mit dem stabsbereich lagezentrum erfolgen, die bei entsprechen-

den Einsatzlagen in der phase 1 einen verbesserten Übergang in 

die phase 2 (Besondere aufbauorganisation) ermöglicht.

Direktion Polizeireviere
  Die Einrichtung ist zur gewährleistung einer ausgewogenen und 

praktikablen Führungsspanne für die leitungsebene erforderlich. 

   Je polizeipräsidium ist nur eine Direktion polizeireviere vorgesehen. 

 

Der Direktion werden die polizeihundeführerstaffel (mit ggf. 

dislozierten standorten) und bedarfsabhängig die personen- und 

objektschutzaufgaben zugeordnet. optional können die polizei-

präsidien eine zentrale gewahrsamseinrichtung bzw. stehende 

Einsatzeinheiten (aus dem eigenen personalbestand) bilden. 

   Die Einrichtung der Direktion polizeireviere führt zu mehr Flexi-

bilität insbesondere im personaleinsatz und zu einer verbesser-

ten standardisierung von abläufen und prozessen.

  Durch die Bündelung von Querschnittsaufgaben können im 

Bereich der Direktion polizeireviere personelle synergien bei 

den Führungsgruppen der polizeireviere erschlossen bzw. als 

präsenzgewinne freigesetzt werden. 

  grundsätzlich sollen die strukturen der polizeireviere (leitung, 

Dienstgruppe, Bezirksdienst, polizeiposten) beibehalten werden. 

gleichwohl wird angeregt, nach realisierung der organisa-

tionsreform in einem weiteren schritt vor ort die anzahl, die 

organisation und den zuständigkeitsbereich bestehender 

polizeireviere im Einzelfall zu prüfen. Hieraus ergeben sich ggf. 

weitere präsenzgewinne bzw. Verstärkungspotenziale durch den 

abbau von leitungsebenen.

Kriminalpolizeidirektion
Die aktuelle struktur der kriminalpolizei ist gekennzeichnet 

durch eine stark unterschiedliche personalstärke bei gleichem 

aufgabenzuschnitt. Dies führt zwangsläufig zu unterschiedlich 

leistungsfähigen strukturen bei der kriminalitätsbekämpfung, 

insbesondere bei der Bekämpfung der schwerkriminalität und 

organisierten kriminalität, der Bearbeitung von kapitaldelikten 

und komplexer kriminalitätsfelder wie Wirtschaftskriminalität 

und neuer kriminalitätsphänomene. Ferner unterscheidet sich 31   In der weiteren Umsetzung sollte geprüft werden, ob künftig der abfragedienst 
(polizeiliche Informationssysteme) mit der Kommunikationsbetriebsstelle 
verschmolzen werden kann (personelle Synergien).
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  Kriminalinspektion 5 (K5) 
(Cyberkriminalität, Digitale Beweismittel) 

Fachwissen im Bereich der Ermittlungsführung gegen cyberkri-

minalität und Ermittlungsunterstützung bei der sicherung und 

auswertung digitaler Beweismittel (It-Beweissicherung) sollen 

zentral gebündelt werden und differenzierte spezialisierungen 

ermöglichen. Damit wäre zudem eine zentrale qualifizierte 

ansprechstelle bei den polizeipräsidien für das landeskrimi-

nalamt (Fachabteilung cyberkriminalität/Digitale Beweismittel) 

vorhanden.

  Kriminalinspektion 6 (K6) 
(Politisch motivierte Kriminalität) 

konzentration der Bearbeitungszuständigkeiten für präventivpo-

lizeiliche sachverhalte (gefahrenverdachtsfälle) und strafprozes-

suale Ermittlungsverfahren im Bereich der politisch motivierten 

kriminalität. 

 

Die aufgaben der regionalen Ermittlungsgruppen Islamistischer 

terrorismus (rEgIt) der landespolizeidirektionen werden zu den 

kriminalpolizeidirektionen verlagert; die aufgabenabgrenzung 

zur zentralen Ermittlungs- und Fahndungseinheit Islamistischer 

terrorismus (zEFIt) beim landeskriminalamt ist zu prüfen.

  Kriminalinspektion 7 (K7) 
(Kriminaldauerdienst, Fahndung, Führung von Vertrauensper-

sonen [VP-Führung] und zentrale Finanzermittlungen [zFE], 

Datenstation und aktenhaltung) 
landesweite Einführung eines kriminaldauerdienstes (kDD) bei 

allen kriminalpolizeidirektionen unter Berücksichtigung von kri-

minalitätsbrennpunkten und Interventionszeiten (parameter für 

standortentscheidungen); die mindeststärke von 1:3 pVD sollte 

im Wechselschichtdienst nicht unterschritten werden. Durch 

den Wegfall von Bereitschaftsdiensten erfolgt eine spürbare 

Entlastung der mitarbeiter/innen der kriminalinspektionen und 

kriminalkommissariate. zudem ist eine Erhöhung der Qualität 

beim Ersten angriff sowie in der Folge bei der Endsachbearbei-

tung durch qualifiziertere tatbefundsaufnahmen zu erwarten. Die 

rund-um-die-uhr-Verfügbarkeit des kriminaldauerdienstes kann 

zudem eine Entlastung der streifendienste bei den polizeirevieren 

bewirken. Ferner erscheint der kriminaldauerdienst die geeignete 

möglichkeit, um nachwuchsbeamte/innen für die qualifizierte 

Ermittlungsarbeit bei der kriminalpolizei zu gewinnen und zu 

qualifizieren. Die aufgabenzuschreibung/-abgrenzung, konkrete 

stärke- und standortbestimmungen unter Berücksichtigung ggf. 

dislozierter standorte des kDD wären bei umsetzung spezifisch 

zu prüfen.  

Vorschlag zur horizontalen Gliederung 
der Kriminalpolizeidirektion

  Kriminalinspektion 1 (K1) 
(Straftaten gegen das leben, schwere Rohheitsdelikte,  

Sexualdelikte, amtsdelikte) 
Damit soll der Erforderlichkeit eines hohen spezialisierungsgra-

des, insbesondere für die Hauptsachbearbeitung von heraus-

ragenden kapitaldelikten mit unbekannter täterschaft, und der 

schlagkräftigen Besetzung von schlüsselfunktionen in sonder-

kommissionen rechnung getragen werden. 

 

Vollständige Verlagerung der teilaufgaben der Dezernate son-

derfälle und organisierte kriminalität der landespolizeidirek-

tionen mit Blick auf die Bearbeitung von amtsdelikten bei den 

kriminalpolizeidirektionen.

  Kriminalinspektion 2 (K2) 
(Raub- und Eigentumskriminalität, jugendspezifische  

Kriminalität, zentrale Integrierte auswertung) 
grundsätzlich sollen zentral die koordination der Ermittlungen 

für den Bereich jugendlicher Intensivtäter (JugIt) und die zent-

rale Integrierte auswertung (zIa) für den gesamten präsidialbe-

reich erfolgen.

  Kriminalinspektion 3 (K3) 
(Wirtschaftskriminalität, Korruption, Vermögensdelikte,  

Umweltdelikte) 
Bei teilverlagerung der aufgaben der Dezernate Wirtschafts-

delikte (landespolizeidirektionen) und unter Berücksichtigung 

des personalpotenzials (bspw. Buchprüfer) zu den kriminal-

polizeidirektionen soll zusätzlich die Bearbeitung komplexer 

Wirtschaftsstrafverfahren erfolgen; daneben zuweisung von 

Bearbeitungszuständigkeiten für den Bereich schwerer umwelt- 

und gewerbekriminalität sowie korruptionsdelikte32. 

  Kriminalinspektion 4 (K4) 
(Schwere Rauschgiftkriminalität, Bandendelikte/ 

Organisierte Kriminalität) 
Vollständige Verlagerung der teilaufgaben der Dezernate son-

derfälle und organisierte kriminalität der landespolizeidirekti-

onen in die kriminalpolizeidirektionen. Wesentlich ist die Erhö-

hung der personellen Flexibilität und schaffung von Freiräumen 

für die Bearbeitung von Verfahren der organisierten kriminalität 

und schweren rauschgiftkriminalität einschließlich aufwändiger 

verdeckter Ermittlungen unter Berücksichtigung der operativen 

auswertung in den genannten Deliktsbereichen.
32   Vergleiche nummer 9.2.1 zu Referat Recht/Datenschutz: Behördlicher Korrupti-

onsbeauftragter soll dem legalitätsprinzip nicht unterliegen.
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raub-/Eigentumsdelikte, sexualdelikte, Jugendkriminalität, ein-

fach gelagerte Vermögensdelikte und ggf. rauschgifthandels-

delikte ohne umfangreiche verdeckte Ermittlungsmaßnahmen 

beschränken.  

VERKEHRSPoLIZEIDIREKtIon
Die Verkehrssicherheitsarbeit ist eine kernaufgabe der polizei. Da-

bei ist zwischen der allgemeinen und der spezialisierten Verkehrs-

überwachung zu unterscheiden. Die spezialisierte Verkehrsüber-

wachung setzt besondere Fachkenntnisse und/oder den Einsatz 

von besonderer und überwiegend kostenintensiver Verkehrsüber-

wachungstechnik voraus. Dies stellt besondere anforderungen an 

die begrenzt zur Verfügung stehenden qualifizierten mitarbeiter/

innen und die auslastung des teuren Überwachungsgeräts. 

Ferner gelten vergleichbare anforderungen im Bereich der auf-

nahme komplexer Verkehrsunfälle mit schweren Folgen und/oder 

schwieriger sach-/rechtslage. Die Wahrnehmung der aufgaben 

auf Bundesautobahnen (streifendienst) unterliegt spezifischen 

Verhältnissen, insbesondere mit Blick auf den besonderen gefah-

ren-/Einsatzraum.

Folgende Eckpunkte werden vorgeschlagen:

  Einrichtung einer Verkehrspolizeidirektion für den Bereich spe-

zialisierter verkehrspolizeilicher aufgaben in der Fläche und auf 

Bundesautobahnen.

  Bündelung der spezialisierten Verkehrsüberwachung im präsidi-

albereich (einschließlich der zuständigkeit auf Bundesautobah-

nen) unter Berücksichtigung spezifischer Ermittlungskapazitäten 

und der Einrichtung dislozierter standorte im Einzelfall.

  zentralisierung der Verkehrsunfallaufnahme für komplexe 

unfälle und unter Berücksichtigung möglicher rufbereitschafts-

dienste für den jeweiligen präsidialbereich einschließlich 

Bundesautobahn.

  unmittelbare Führung aller Dienstgruppen und der BaB-Fahn-

dung36 durch die leitung der Verkehrspolizeidirektion. soweit 

dislozierte standorte bestehen, kann einem/einer leiter/in der 

Dienstgruppe (Wechselschichtdienst) zusätzlich die koordinati-

onsaufgabe für den standort zugewiesen werden.

Bildung einer zentralen Fahndungseinheit33 bei den kriminalpo-

lizeidirektionen und ggf. dezentrale Fahndung bei den polizei-

revieren unter Fachaufsicht der kriminalpolizeidirektion zur 

schlagkräftigen Wahrnehmung von anlassabhängigen obser-

vationsaufgaben und ereignisunabhängigen Fahndungs- bzw. 

Überwachungsmaßnahmen (bspw. szenenüberwachung). 

 

konzentration der Vp-Führung, zFE, Datenstation34 und akten-

haltung im zentralen Querschnittbereich der kriminalpolizei-

direktion.

  Kriminalinspektion 8 (K8) 
(zentrale Kriminaltechnik) 

Einrichtung einer zentralen kriminaltechnik unter Einbezie-

hung der schutzpolizei und Berücksichtigung ggf. dislozierter 

arbeitsbereiche bei den kriminalkommissariaten zur schaffung 

einheitlicher standards und Erhöhung der Qualität bei der krimi-

naltechnischen spurensicherung. 

 

aufgrund der zu erwartenden höheren personellen Flexibilität 

ist bei umsetzung die Einrichtung zeitversetzter tages- und 

Bereitschaftsdienste in Ergänzung zum kriminaldauerdienst zu 

prüfen.

  Regionale Kriminalkommissariate 
Bedarfsabhängige Einrichtung und ausgestaltung von kriminal-

kommissariaten zur gewährleistung der kriminalpolizeilichen 

präsenz in der Fläche grundsätzlich an den bisherigen standor-

ten der kriminalpolizei35.  

 

Die personalstärke ist auf ein sachgerechtes minimum zu be-

grenzen. Den Überlegungen der projektgruppe lagen folgende 

grobe orientierungswerte zu grunde: 

 

– 15 pVD-k bei künftig wegfallenden polizeidienststellen mit   

   weniger als 50 pVD-k (sollstärke kriminalpolizei). 

 

– 30 pVD-k (mindeststärke) bei künftig wegfallenden polizeidienst-  

   stellen mit mehr als 50 pVD-k (sollstärke kriminalpolizei). 

 

Diese orientierungswerte sind im rahmen der umsetzung zu 

prüfen. 

 

Die Bearbeitungszuständigkeit in abgrenzung zu den verrich-

tungsbezogenen kriminalinspektionen soll sich regelmäßig auf 

einfach gelagerte todesfallermittlungen (einschließlich einfach 

gelagerter straftaten gegen das leben und rohheitsdelikte), 

33   Die anbindung der BaB-Fahndung unter zuordnung zur Kriminalpolizeidirektion 
ist optional möglich.

34   Vergleiche nummer 9.2.1 zu Führungs- und Einsatzstab, abfragedienst.
35   Maximal ein Kriminalkommissariat je ehemaligen zuständigkeitsbereich (Poli-

zeipräsidium bzw. Polizeidirektion).
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Dies hätte zudem den Vorteil, dass die leitungsfunktion und die 

kräftekoordination über die landesweit zur Verfügung stehenden 

polizeikräfte für die operative Einsatzunterstützung bei einer 

Dienststelle gebündelt werden; damit stünde den regionalen 

polizeipräsidien und dem landeskriminalamt landesweit ein 

zentraler ansprechpartner für die Bewältigung von Einsatzlagen 

zur Verfügung.

9.2.2 PoLIZEIPRäSIDIuM EInSAtZ

Die polizeilichen aufgaben im Bereich der operativen Einsatz-

unterstützung sind aktuell bei verschiedenen Dienststellen unter 

Inkaufnahme nicht unerheblicher schnittstellen und mehrfachen 

Vorhaltens spezifischer personeller und technischer ressourcen 

angebunden.

Diese kompetenzen sollen weitestgehend in einem zentralen po-

lizeipräsidium Einsatz konzentriert werden, um dadurch fachliche, 

sächliche und personelle synergien gewinnen zu können. 

36  Vergleiche Fn. 33.
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  räumliche konzentration der Bereitschaftspolizeidirektionen 

an zwei standorten unter Berücksichtigung der Einsatzschwer-

punkte im land.37

  künftig soll an den standorten der Bereitschaftspolizeidi-

rektionen grundsätzlich kein ausbildungsbetrieb stattfinden 

(trennung in Einsatz- und ausbildungsstandorte).38 Durch die 

konzentration können finanzielle und personelle optimierungs-

potenziale erzielt werden.

mit der zusammenführung sämtlicher geschlossener Einheiten 

kann eine größere Flexibilität hinsichtlich kräftegestellungen und 

damit eine bessere kräfteverfügbarkeit erreicht werden.39

  zuordnung der polizeireiterstaffeln stuttgart und mannheim 

zu einer Bereitschaftspolizeidirektion; im rahmen der umset-

zung ist die Bündelung der dislozierten standorte vertiefend zu 

prüfen.

DIREKtIon SPEZIALEInHEItEn
Die konzentration und anbindung sämtlicher spezialeinheiten 

wurde intensiv und kontrovers diskutiert. Im Ergebnis präferiert 

die projektgruppe die Bündelung bei einem künftigen polizeiprä-

sidium Einsatz. zwar gibt es auch argumente für eine konzen-

tration beim landeskriminalamt, gleichwohl sind unter dem 

Blickwinkel der zentralen koordination der Einsatzunterstützung 

in der gesamtschau die größtmöglichen fachlichen und personel-

len synergien vor allem in Fällen herausragender Einsatzlagen 

bei einem zentralen polizeipräsidium Einsatz zu erwarten.

nach ergänzender prüfung erachtet die projektgruppe die Beibe-

haltung der organisatorischen anbindung der Beratergruppe für 

herausragende lagen insbesondere nach pDV 131 bis 133 (Ent-

führung, geiselnahme, Erpressung) beim landeskriminalamt aus 

fachlichen gründen für tragfähig.40 Der aufgabenschwerpunkt 

umfasst insbesondere die fachlich kriminaltaktische Beratung des 

jeweiligen polizeiführers in sonderlagen und weniger einsatztakti-

sche operative unterstützungsleistungen.

Der Vorschlag über die künftige struktur des polizeipräsidiums 

Einsatz umfasst im Wesentlichen folgende organisatorischen 

Eckpunkte:

LEItunGSEBEnE MIt StABS- unD QuERScHnIttSBEREIcH
  Die leitungsebene mit stabs- und Querschnittsbereich gestal-

tet sich konsequenterweise vergleichbar mit den regionalen 

polizeipräsidien. Im Besonderen soll der polizeivizepräsident/in 

gleichzeitig die Funktion des/der leiters/in Führungs- und Ein-

satzstab wahrnehmen; die ergänzende leitung einer linienorga-

nisationseinheit erscheint aufgrund des differenzierten aufga-

benbezogenen zuschnitts des polizeipräsidiums Einsatz und der 

dislozierten räumlichen unterbringung einzelner Bereiche nicht 

sachgerecht.

  Ein erforderliches Führungs- und lagenzentrum soll im Ver-

gleich zum aufgabenportfolio der regionalen polizeipräsidien 

personell schwächer ausgestattet werden, dennoch einen rund-

um-die-uhr-Betrieb für landesweite aufgaben der zentralen 

Einsatzunterstützung gewährleisten.

  Verlagerung und Integration der koordinierungsstelle spezi-

aleinheiten (kost sE) des landeskriminalamtes.

  konzentration der kost Betreuungsgruppe und sonderkommis-

sion größere schadensereignisse (sgs) sowie Beibehaltung 

der personellen (dislozierten) Verfügbarkeit.

  zuordnung der landesweiten meldeverpflichtungen und Infor-

mationsdienste der Wasserschutzpolizei.

  zuordnung der einsatzunterstützenden Internet- und medien-

auswertung sollte unter fachlichen und technischen aspekten 

im rahmen der umsetzung konkret geprüft werden.

 anbindung des landespolizeiorchesters.

BEREItScHAFtSPoLIZEIDIREKtIon (nEu)
  auflösung des Bereitschaftspolizeipräsidiums sowie der fünf 

Bereitschaftspolizeidirektionen.

  Verschmelzung der fünf Einsatzabteilungen unter aufbau von 

zwei neuen Bereitschaftspolizeidirektionen als linienorganisati-

on des polizeipräsidiums Einsatz. Damit soll u.a. für die Einsatz-

bewältigung die zusammenführung von zwei abteilungsstäben 

sowie von sechs Beweissicherungs- und Festnahmeeinheiten 

(BFE) zu zwei Hundertschaften (BFHu) verbessert werden.

37  Ggf. kann es aufgrund der regionalen Verteilung der Einsatzbelastung erfor-
derlich sein, einzelne Einsatzeinheiten der Bereitschaftspolizeidirektionen zu 
dislozieren.

38  Im Rahmen der Fortschreibung des „Verwaltungsabkommens über die 
Bereitschaftspolizei zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem land 
Baden-Württemberg“ ist festzulegen, in welchem Umfang die Polizeibeamten/
innen des Instituts ausbildung und training bei geschlossenen Einsätzen auf 
anforderung des Polizeipräsidiums Einsatz eingesetzt werden können.

39  Fortbildungen zum Führen geschlossener Einsatzeinheiten sollen künftig durch 
das PP Einsatz durchgeführt werden.

40  Prüfauftrag des la (Beschluss am 12.12.2011).
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spielsweise die personalausstattung der einzelnen Wasserschutz-

polizeistationen in relation zum festgelegten Haushaltssoll sehr 

unterschiedlich entwickelt, wobei das referat 67 der landespoli-

zeidirektion karlsruhe in entsprechende planungsprozesse in der 

regel nicht eingebunden war.

Vor dem Hintergrund der komplexen aufgaben der Wasserschutz-

polizei, der spezifischen rechtsgebiete und der geringen nähe zur 

allgemeinen polizeilichen aufgabenwahrnehmung bei einer regi-

onalen Dienststelle erachtet es die projektgruppe für sachgerecht, 

den grundsatz der weitgehenden Wahrnehmung aller polizeili-

chen aufgaben durch die regionalen Basisdienststellen zu durch-

brechen und die Wasserschutzpolizeistationen unter Bildung 

einer Wasserschutzpolizeidirektion in das polizeipräsidium Einsatz 

zu integrieren. Die leitungsaufgaben des bisherigen referats 67 

(Wasserschutzpolizei) der landespolizeidirektion karlsruhe sollen 

mit umfasst werden; Dienst- und Fachaufsicht über die Wasser-

schutzpolizei wären damit an einer stelle konzentriert.

Folgende Eckpunkte werden vorgeschlagen:

  Wahrnehmung spezifischer stabs- und Querschnittsaufgaben 

für die spezialeinheiten (bspw. aus-/Fortbildung, koordination 

der Beschaffungsplanung spezifischer konspirativer Einsatztech-

nik) innerhalb der Führungsgruppe der Direktion.

  Bildung einer koordinierungsstelle (kost) Verhandlungsgruppe 

bei der Führungsgruppe der Direktion spezialeinheiten zur Bün-

delung der zu verlagernden aufgaben der landespolizeidirekti-

onen unter Beibehaltung der kompetenzen bei den regionalen 

polizeipräsidien.

  Integration des spezialeinsatzkommandos (sEk) und der fünf 

mobilen Einsatzkommandos der bisherigen landespolizeidirek-

tionen und des landeskriminalamts; Beibehaltung der dislo-

zierten standorte der mEk im badischen landesteil (Freiburg/

karlsruhe) sowie prüfung der konzentration der standorte des 

mEk lka, mEk stuttgart und ggf. mEk tübingen.

  zusammenführung der technikzentren spezialeinheiten des 

sEk und mEk lka als organisationseinheit bei der Direktion 

spezialeinheiten. Bei umsetzung sollte die abgrenzung der  

aufgaben zum polizeipräsidium technik, logistik, service  

spezifisch beschrieben werden.

PoLIZEIHuBScHRAuBERStAFFEL
aufgrund der vielfältigen unterstützungsleistungen für das 

polizeiliche Einsatzgeschehen soll die polizeihubschrauberstaf-

fel nach auflösung der landespolizeidirektion stuttgart dem 

künftigen polizeipräsidium Einsatz als weitere einsatzunterstüt-

zende Einheit unter Beibehaltung des aufgabenportfolios und der 

standorte zugeordnet werden.

WASSERScHutZPoLIZEIDIREKtIon
Die neun Wasserschutzpolizeistationen an rhein, neckar und 

Bodensee sind seit der Verwaltungsstrukturreform (2005) in die 

polizeipräsidien bzw. polizeidirektionen als organisationseinhei-

ten integriert. gleichzeitig wurden die landesweite Fachaufsicht 

und koordinierung der wasserschutzpolizeilichen aufgabenwahr-

nehmung sowie die Verwaltung spezifischer Haushaltsmittel für 

die Wasserschutzpolizei dem referat 67 der landespolizeidirekti-

on des regierungspräsidiums karlsruhe übertragen.

Die trennung zwischen Dienst- und Fachaufsicht und das auf-

splitten der Haushaltsmittel in dezentral und zentral verwaltete 

Bereiche hat zu deutlichen schnittstellen geführt. so hat sich bei-
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werden, in dem die Vielzahl der über das land verteilten stand-

orte und unterschiedlichen geschäftsprozesse des aufgabenbe-

reichs technik so zentral wie möglich und so dezentral wie nötig 

organisiert werden.

Hierfür soll ein zentrales präsidium aufgebaut werden, das flexi-

bel auf sich fortentwickelnde polizeiliche Bedürfnisse im Bereich 

technik und sich daraus ergebende neue aufgabenstellungen 

reagiert sowie sich verantwortlich für einheitliche koordination 

und Beschaffung polizeilicher Führungs- und Einsatzmittel zeigt. 

gleichzeitig umfasst es die Übernahme der Entwicklung und 

anwendungsbegleitung polizeilicher Fachverfahren sowie It-

Fachanwendungen41.

Die Bildung eines zentralen präsidiums technik, logistik, service 

wäre vor diesem Hintergrund insbesondere mit folgenden konse-

quenzen verbunden:

  Weitgehende aufgabenverlagerung der bisherigen referate 66 

bei den landespolizeidirektionen.

  aufgabenverlagerung der abteilung 2 des landeskriminalamtes.

  gesamtkoordination des Bos-Digitalfunks (aufgabenverlage-

rung vom landespolizeipräsidium und Bereitschaftspolizeipräsi-

dium) sowie der kommunikations- und leitstellentechnik.

  Übernahme des Fuhrparkmanagements (aufgabenverlagerung 

vom landespolizeipräsidium/referat 36) und der aufgaben/ko-

ordination im Bereich der klassischen polizeitechnik (Führungs- 

und Einsatzmittel).

Ferner sollen in einem künftigen polizeipräsidium technik, 

logistik, service die aufgaben des polizeiärztlichen Dienstes (ein-

schließlich arbeitssicherheit) gebündelt und koordiniert werden. 

Weiterhin könnte der bislang bei der landespolizeidirektion im 

regierungspräsidium stuttgart geführte kampfmittelbeseiti-

gungsdienst integriert werden.42

In der umsetzung des Vorschlags bedarf es einer vertiefenden 

aufgabenanalyse und aufgabenabgrenzung. so werden auch 

künftig aufgaben im Bereich technik, logistik und Beschaffung 

insbesondere bei den regionalen zwölf polizeipräsidien, beim 

polizeipräsidium Einsatz und beim landeskriminalamt verbleiben 

müssen.

aktuell werden die polizeilichen aufgaben im Bereich technik bei 

einer Vielzahl von (polizei-) Dienststellen und organisationsein-

heiten wahrgenommen:

–  Innenministerium - abteilung 3 (landespolizeipräsidium,  

referate 36 und 33)

–  landespolizeidirektionen (referate 66)

–  polizeipräsidium stuttgart (referat technik)

–  37 polizeipräsidien und polizeidirektionen  

(Führungs- und Einsatzstäbe)

–  Bereitschaftspolizeipräsidium Baden-Württemberg (referat 

technik und technikzentrum sEk) und fünf Bereitschaftspolizei-

direktionen (abteilung 3 – zentrale Dienste)

–  landeskriminalamt (abteilung 2 – zentrum für Informations-

technologie der polizei BW, und abteilung 3 – technische 

Einsatzunterstützung und technikzentrum des mEk lka)

–  akademie der polizei Baden-Württemberg (medienzentrum) 

–  Hochschule für polizei Villingen-schwenningen (sachgebiet 

technik)

–  abteilung polizei des Informationszentrums der landesverwal-

tung Baden-Württemberg (IzlBW)

Die zersplitterung der zuständigkeiten führt zwangsläufig zu einem 

wenig wirtschaftlichen Einsatz des hochqualifizierten personals 

und der kostenintensiven technik. gerade bei kleineren Dienststel-

len oder bei spezifischen aufgabenzuständigkeiten kommt es zu 

einer aufgabenkonzentration auf einzelne mitarbeiter/innen. Dies 

erhöht das ausfallrisiko bei zunehmender aufgabenverdichtung. 

Bei technischen neuerungen bzw. bei Erarbeitung von Fachkon-

zepten besteht ein hoher koordinierungsbedarf, da sich techni-

sche prozesse sowie abhängigkeiten sehr heterogen darstellen. 

Dadurch lassen sich planung und steuerung mit Blick auf die tech-

nische strategieentwicklung innerhalb der polizeilichen gesamt-

organisation nur sehr schwer gestalten, zumal entsprechendes 

personal für qualifiziertes projektmanagement nur vereinzelt und 

bei verschiedenen Dienststellen zur Verfügung steht.

künftig sollen insbesondere die zersplitterten und teilweise 

überlappenden Verantwortlichkeiten im Bereich technik beseitigt 
41 Beispielsweise POlaS, ComVor, Crime, POlIzEI-OnlInE.
42  hierfür bedarf es abstimmungen mit dem Regierungspräsidium Stuttgart.
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Die konzentration der aufgaben erfordert konsequenterweise 

eine größtmögliche räumliche zusammenführung der organisati-

onseinheiten.

Der Vorschlag über die künftige struktur des präsidiums technik, 

logistik, service umfasst demnach folgende organisatorische 

Eckpunkte: 

  mit den anderen präsidien vergleichbare leitungsebene mit 

angepasstem stabs- und Querschnittsbereich. aufgrund des 

besonderen aufgabenzuschnitts sind wesentliche teile des 

stabsbereichs als linienaufgabe/abteilung im Bereich grund-

satz/Verwaltung abgebildet. Die stabsstellen Innenrevision und 

korruptionsverhütung sind unmittelbar an die leitungsebene 

angebunden.

  Die Bereiche Informationstechnik und anwendungen, kom-

munikationstechnik und Einsatztechnik sollen die zentralen 

abteilungen zur Bündelung und konzentration des landeswei-

ten technikbereichs bilden. Ihre tiefengliederungen wären bei 

umsetzung der Eckpunkte zu konkretisieren.

  Die abteilung polizeiärztlicher Dienst, sanitätsdienst, arbeitssi-

cherheit soll die zentralen landesweiten aufgaben einschließlich 

der Fachaufsicht wahrnehmen.

  Die anbindung des kampfmittelbeseitigungsdienstes wird 

optional vorgeschlagen.

Die komplexität der vorgeschlagenen neuorganisation im 

Bereich technik stellt an die umsetzung besondere Herausforde-

rungen.
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auf grundlage der Entscheidungen des lenkungsausschusses 

vom 29. november und 12. Dezember 2011 mündet dieser Vor-

schlag in einer zusammenführung der 

   Hochschule für polizei Villingen-schwenningen,

  akademie der polizei Baden-Württemberg mit standort Freiburg 

und außenstelle Wertheim,

  mit ausbildung, personalgewinnung und Einstellungsverfahren 

befassten Bereiche der Bereitschaftspolizei, darunter die ab-

teilungen 2 (polizeischulen) der Bereitschaftspolizeidirektionen 

Bruchsal, göppingen, Biberach, lahr und Böblingen

In Baden-Württemberg findet polizeiliche aus- und Fortbildung 

unter dem Dach von drei Bildungseinrichtungen an acht stand-

orten statt. Ein solches „Drei-träger-modell“ ist bundesweit 

einmalig. Ein ländervergleich zeigt, dass (unabhängig von der 

Einführung der zweigeteilten laufbahn) grundsätzlich sowohl in 

einem „zwei-träger-modell“ als auch in einem „Ein-träger-mo-

dell“ polizeiliche Bildungsarbeit betrieben werden kann.

Die projektgruppe hat beide trägeralternativen für Baden-

Württemberg untersucht und schlägt nach intensiver, teilweise 

kontroverser Diskussion die umstrukturierung der polizeilichen 

Bildungslandschaft auf ein „Ein-träger-modell“ vor. 

9.2.4 PRäSIDIuM BILDunG unD PERSonALGEWInnunG

                                * in der Regel zgl. Rektor/in der hochschule für Polizei und leiter/in Bildungsbetrieb/Prüfungsamt
                ** zgl. Kanzler/in der hochschule für Polizei
              *** Integration in Präsidialbüro oder in Bildungsbetrieb/Prüfungsamt möglich
            **** Integration in Fakultät IV der hochschule für Polizei möglich
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  das recht der akademischen selbstverwaltung der Hochschule 

für polizei im bisherigen umfang erhalten bleibt und

  bei einem evtl. künftigen Wegfall der ausbildung für den mittle-

ren polizeivollzugsdienst die Bildungsorganisation der baden-

württembergischen polizei in einer Hochschulorganisation – wie 

in mehreren Bundesländern üblich – aufgehen kann.

InStItut FÜR FoRtBILDunG unD MAnAGEMEnt
Einrichtung eines Instituts für Fortbildung und management mit 

den Institutsbereichen Einsatz und Verkehr, kriminalitätsbekämp-

fung, cyberkriminalität/It-Fachanwendungen, management und 

medienproduktion:

  Bisherige aufgabenwahrnehmung des Führungsstabs und des 

seminarbüros der akademie der polizei durch die Instituts-

leitung, sofern die aufgaben nicht durch die präsidialleitung 

zentral wahrgenommen werden können.

  Entwicklung und Durchführung der landesweiten polizeilichen 

Fortbildung; Initiierung, Entwicklung und Bereitstellung moder-

ner lehr-/lernmedien.

  Integration des bisherigen Fachbereichs Führungstraining und 

der koordinierungsstelle konflikthandhabung und krisenma-

nagement in den Institutsbereich management. Die aufgaben 

sollen auch die Erarbeitung von Fachkonzepten für personal-

management und -entwicklung, organisationsentwicklung und 

Veränderungsmanagement, Qualitäts- und prozessmanagement 

und deren transfer in die organisation umfassen. Weiterhin 

könnten die in der polizei zur anwendung kommenden auswahl- 

und Beurteilungsverfahren konzipiert und evaluiert werden. Eine 

angemessene Verstärkung des Institutsbereichs management 

durch weiteres qualifiziertes personal ist zu prüfen.

  Der Institutsbereich medienproduktion45 wäre wie bisher für 

die koordination der Fachanfragen sowie für die Erstellung von 

lehr-/lernmedien zuständig46.

InStItut FÜR AuSBILDunG unD tRAInInG
  Bündelung der aus- und Fortbildungsaufgaben47 der abteilung 

2 (aus- und Fortbildung) des Bereitschaftspolizeipräsidiums und 

der fünf abteilungen 2 (polizeischulen) der Bereitschaftspolizei-

direktionen als zentrale polizeischule mit den Institutsbereichen 

ausbildung mittlerer polizeivollzugsdienst (mpVD), polizeihun-

deführerschule, polizeiliche auslandseinsätze und Einsatztrai-

ning an zwei, maximal drei Bildungsstandorten.

in einem präsidium Bildung und personalgewinnung an maximal 

fünf standorten.

Die deutliche reduzierung der zahl der standorte und die Bünde-

lung von stabs- und Verwaltungseinheiten lassen nicht unerheb-

liche synergien erwarten. außerdem bietet der reformschritt 

vielfältige chancen zur weiteren Verbesserung der qualitativ 

hochwertigen polizeilichen Bildungsarbeit in Baden-Württemberg 

(schnittstellenarme umsetzung der polizeilichen Bildungsstra-

tegie, bessere Verzahnung von aus- und Fortbildung, flexiblerer 

Einsatz von lehrpersonal etc.).

Für den organisationsvorschlag sind folgende aspekte 

kennzeichnend:

LEItunGSEBEnE
Die leitungsebene umfasst

  den/die präsidenten/in (in der regel)43 zugleich rektor/in der 

Hochschule für polizei,

  je eine(n) Vizepräsidenten/in für den Hochschulbereich (in der 

regel) zugleich prorektor/in der Hochschule für polizei und die 

Institute (in der regel) zugleich leiter/in eines Institutes,

  das präsidialbüro sowie

  Öffentlichkeitsarbeit, controlling und Qualitätsmanagement44.

VERWALtunG unD BILDunGSBEtRIEB/PRÜFunGSAMt
In den Querschnittsabteilungen Verwaltung und Bildungsbetrieb/

prüfungsamt werden die für eine Bildungsorganisation typischen 

Verwaltungs- und serviceaufgaben zusammengefasst. Dies 

schließt einen dezentralen personaleinsatz im administrativen 

Bereich nicht aus, sofern dies auf grund der standortdislozie-

rung des präsidiums Bildung und personalgewinnung zwingend 

notwendig erscheint.

HocHScHuLE FÜR PoLIZEI
In der umsetzung soll die Hochschule für polizei als anwendungs-

bezogene Bildungs- und Forschungseinrichtung für den polizei-

vollzugsdienst des landes im präsidium Bildung und personal-

gewinnung in ihrer rolle als „akademischer taktgeber“ bei der 

polizeilichen Bildung und anwendungsbezogenen Forschung 

gestärkt, aber auch künftig zunehmend gefordert werden. Daher 

wurde bei der organisatorischen ausgestaltung des präsidiums 

Bildung und personalgewinnung darauf geachtet, dass

9.2.4 PRäSIDIUM BIlDUnG UnD PERSOnalGEWInnUnG
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ERGänZEnDE oRGAnISAtoRIScHE ÜBERLEGunGEn
Das Finanzministerium hat im Jahr 2009 auf Basis des vom Innen-

ministerium errechneten zukünftigen Fortbildungsbedarfs auch 

unter Berücksichtigung der pensionierungswelle sein Einverneh-

men für zukünftig 400 Übernachtungsplätze an der akademie der 

polizei in Freiburg und Wertheim erteilt. Durch die im konzept 

Bildung vorgesehene stärkung der dezentralen Bildungszentren51 

sowie durch die engere (auch logistische) Verzahnung in der aus- 

und Fortbildung unter dem Dach des präsidiums Bildung und 

personalgewinnung könnte der zentrale Fortbildungsbedarf und 

somit der unterbringungsbedarf erheblich reduziert werden, so 

dass entsprechende kapazitäten im umfang des standorts Frei-

burg ausreichen. Damit wäre der standort Wertheim verzichtbar. 

Detaillierte Bedarfsberechnungen wären in der umsetzungsphase 

vorzunehmen.

Das Institut für ausbildung und training soll auf wenige, mög-

lichst „reine“ ausbildungsstandorte konzentriert werden. Je nach 

lehrsaal- und unterbringungskapazitäten an den derzeitigen 

standorten der Bereitschaftspolizei und dem Bedarf an ausbil-

dungsplätzen zukünftiger Einstellungsjahrgänge wären dann ne-

ben dem Hauptsitz des Instituts ausbildung und training ein bis 

maximal zwei weitere außenstellen vorzusehen. Hierfür kommen 

insbesondere standorte in Betracht,

  die relativ hohe unterbringungskapazitäten aufweisen,

  die bisher schon auf schulische Belange besonders  

ausgerichtet sind,

  die über eine relativ moderne Bildungslogistik verfügen und

  deren geographische lage zu Einsatzbrennpunkten nicht für die 

unterbringung von Einsatzkräften prädestiniert ist.

  an den ausbildungsstandorten wäre die Einrichtung von 

geschäftsstellen für die nicht zentral durch die Institutsleitung 

leistbaren aufgaben erforderlich.

  Der Institutsbereich ausbildung mpVD umfasst die grund-

sätzlich leitthemenorientierten Fachbereiche streife/Einsatz, 

Verkehr, kriminalitätsbekämpfung, Fachpraxis/sport48, gesell-

schaftslehre/psychologie/pädagogik und Fachhochschulreife. 

an der/den außenstelle/n des Institutsbereichs wären entspre-

chend dislozierte Fachgruppen der zentralen Fachbereiche 

einzurichten. 

  Die polizeihundeführerschule49 und die Fortbildung polizeiliche 

auslandseinsätze würden als eigene Institutsbereiche abgebil-

det. 

  Bei umsetzung soll vertiefend geprüft werden, ob das Deutsch-

Französische sprachzentrum bei der Fakultät IV der Hochschule 

für polizei oder dem Fachbereich Fachhochschulreife des Insti-

tutsbereichs ausbildung mpVD angegliedert werden könnte.

  Im Institutsbereich Einsatztraining wären die geschäftsstelle 

Einsatztraining, das kompetenz- und Entwicklungszentrum 

Einsatztraining sowie die zentrale Fahrschule/Fahrsicherheits-

training zu bündeln. Die Fachkoordination Einsatztraining soll 

durch die Institutsleitung wahrgenommen werden.

  Ferner sollte im rahmen der projektumsetzung geprüft werden, 

ob Fortbildungsangebote der bisherigen akademie der polizei 

durch die Institutsbereiche des Instituts ausbildung mpVD und 

training unter Berücksichtigung der Verlagerung entsprechen-

den lehrpersonals geleistet werden können (bspw. aufstiegs-

lehrgang gehobener Dienst).

InStItut FÜR PERSonALGEWInnunG 
auf grund der zunehmenden Bedeutung der gewinnung geeig-

neten polizeinachwuchses in den kommenden Jahren sollen die 

aufgaben nachwuchswerbung und Einstellungsverfahren in ei-

nem eigenen Institut, das direkt der präsidialleitung nachgeordnet 

ist, abgebildet werden. Hierzu würden die bisherigen aufgaben, 

die aktuell im referat Öffentlichkeitsarbeit des Bereitschaftspoli-

zeipräsidiums angesiedelt sind, und das für die Durchführung des 

Einstellungsverfahrens an den standorten der Bereitschaftspolizei 

vorhandene personalpotenzial gebündelt.50 Die fachliche ausge-

staltung der auswahlverfahren wäre durch den Institutsbereich 

management zu gewährleisten.

9.2.4 PRäSIDIUM BIlDUnG UnD PERSOnalGEWInnUnG

43  Entscheidung des la am 17.01.2012 (vergleiche auch nachfolgende Spiegel-
striche).

44  Im hochschulbereich wird das Qualitätsmanagement durch die Selbstver-
waltungsorgane (Kuratorium, Senat, Studienkommission) der hochschule für 
Polizei wahrgenommen.

45  teilintegration des Medienzentrums der akademie der Polizei.
46   Die konkrete anbindung der aufgaben POlIzEI-OnlInE bedarf  

der vertiefenden Prüfung.
47  Vergleiche Fn. 39.
48 Integration der Sportbildungsstätte.
49  an den bisherigen Entscheidungen zur Verlagerung der Polizeihundeführer-

schulen Stuttgart und Karlsruhe an die Standorte Bruchsal und Göppingen 
würde mit ausnahme der organisatorischen angliederung grundsätzlich 
festgehalten.

50  Standorte für die Durchführung von Einstellungsprüfungen sollen im Rahmen 
der Umsetzung konkret festgelegt werden. Weiter ist zu prüfen, welches zusätz-
liche Personal künftig die abnahme der Einstellungsprüfungen unterstützt.

51 Vergleiche Fn. 30.
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10.3 LAnDESKRIMInALAMt BADEn-WÜRttEMBERG
Durch die vorgeschlagenen Eckpunkte ergeben sich für das lan-

deskriminalamt folgende Veränderungen: 

  Verlagerung der abteilung 2 (zentrum für Informationstechnolo-

gie der polizei BW) zum präsidium technik, logistik, service.

  Verlagerung des mEk lka (einschließlich technikzentrum mEk) 

zum polizeipräsidium Einsatz (Direktion spezialeinheiten).

  Verlagerung der koordinierungsstelle spezialeinheiten (kost-sE) 

zum polizeipräsidium Einsatz (Führungs- und lagezentrum).

  zusammenführung der ktuen der lpDen beim ktI.

  teilintegration der Dezernate Wirtschaftsdelikte und Integration 

der gEren karlsruhe und Freiburg der landespolizeidirektionen.

Bei umsetzung des reformvorhabens bedarf es noch einer vertie-

fenden prüfung der aufgabenabgrenzung zwischen landeskrimi-

nalamt, den regionalpräsidien und den neuen zentralen präsidien 

Einsatz bzw. technik, service, logistik.

Durch die schaffung leistungsfähiger regionaldienststellen und 

zweier zentraler präsidien ergeben sich (möglicherweise) Verän-

derungen in der Wahrnehmung der zentralstellenaufgaben.

10.3 LAnDESPoLIZEIPRäSIDIuM IM InnEnMInIStERIuM BW
Im zuge der umsetzung der neustrukturierung der polizei 

Baden-Württemberg hält es die projektgruppe für erforderlich, die 

zentralen strategischen und ggf. operativen Führungsaufgaben 

des landespolizeipräsidiums als oberste Führungsdienststelle zu 

überprüfen.

Durch die neustrukturierung und insbesondere die Verschmel-

zung der mittelebene (landespolizeidirektionen) sowie die 

Bündelung der technikaufgaben ergeben sich Verlagerungen von 

aufgaben zum oder aus dem landespolizeipräsidium.

10.1  KRIMInALtEcHnIScHE  
untERSucHunGSStELLEn (Ktu)

unter Berücksichtigung der bereits bestehenden Überlegungen52 

sollen die landesweit vier ktuen bei den landespolizeidirektio-

nen in das kriminaltechnische Institut (ktI) des landeskriminal-

amts integriert werden. Die projektgruppe ist der auffassung, 

dass die konzentration der auswertenden klassischen und 

wissenschaftlichen kriminaltechnik an möglichst einem standort 

in Verbindung mit leistungsstarken Einheiten der sichernden kri-

minaltechnik bei den vorgeschlagenen zwölf regionalen polizei-

präsidien die sachgerechte lösung darstellt.

Der Vorschlag lässt zumindest mittelfristig Einsparpotenziale 

durch den Verzicht auf das mehrfache Vorhalten von teurem 

laborgerät53 (einschließlich Ersatzbeschaffungen) und personelle 

synergien durch bessere gesamtauslastung der einzelnen klas-

sischen kriminaltechnischen auswertebereiche erwarten. zudem 

können einzelne spezifische aufgabenfelder wie die Dna-analytik 

oder neue themenfelder (bspw. Biometrie, forensische Iuk-aus-

wertung) personell gestärkt werden. Ferner lassen sich aufwände 

für notwendige akkreditierungsmaßnahmen54 einzelner spuren-

bereiche durch die zusammenführung unterschiedlicher organi-

sationseinheiten deutlich reduzieren.55

10.2  ERMIttLunGSEInHEItEn  
DER LAnDESPoLIZEIDIREKtIonEn

10.2.1 Dezernate Wirtschaftsdelikte (DW)
Im zuge der umsetzung sind die konkreten aufgaben- und 

stellenverteilungen zwischen den regionalen polizeipräsidien 

(kriminalpolizeidirektionen) und dem landeskriminalamt näher 

festzulegen.

10.2.2 Gemeinsame Ermittlungsgruppen Rauschgift (GER)
gemäß der Vereinbarung über die gemeinsamen Ermittlungsgrup-

pen rauschgift (gEren) im Bundesland Baden-Württemberg vom  

15. märz 2010 verfügen neben dem landeskriminalamt die landes-

polizeidirektionen karlsruhe und Freiburg über entsprechende Ein-

heiten mit der zuständigkeit für die jeweiligen regierungsbezirke56.

Die projektgruppe schlägt vor, die gEren karlsruhe und Freiburg 

beim landeskriminalamt unter prüfung der zusammenlegung und 

Einrichtung einer außenstelle im badischen landesteil zu konzent-

rieren.

Die o.a. Vereinbarung über die gEren in Baden-Württemberg wäre - 

wie bereits mehrfach geschehen - mit dem Bund neu zu verhandeln.

52   Projektbericht „Fortentwicklung der sichernden und auswertenden Kriminal-
technik“ vom 05.12.2008.

53    Beispielhaft: Mittelfristiger Verzicht auf Ersatzbeschaffungen für bereits 
vorhandene Vergleichsmikroskope im Bereich Formspuren und Schusswaffen-
spuren kann zu Einsparpotenzialen in höhe von ca. 550.000 Euro führen.

54   Beispielhaft: Rahmenbeschluss 2009/905/JI des Rates der EU vom 30.11.2009.
55    Die akkreditierung im Bereich Daktyloskopie muss aktuell bei den vier KtUen 

vorgenommen werden; prognostizierte Kosten rund 130.000 Euro in fünf 
Jahren bei zwei Mannjahren arbeitszeit.

56    GER Stuttgart beim lKa BW ist für das gesamte Bundesland BW zuständig 
und führt Ermittlungsverfahren grundsätzlich für die Regierungsbezirke  
Stuttgart und tübingen durch.
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Der aufgabenzuwachs und die damit einhergehenden notwen-

digen schwerpunktsetzungen führen bei den nahe am Bürger 

arbeitenden operativen Basisorganisationseinheiten, insbeson-

dere im Wechselschichtdienst (Dienstgruppen) der polizeireviere, 

seit geraumer zeit zu erheblichen problemen, die erforderlichen 

mindestpersonalstärken zu gewährleisten.

Ferner wird durch die vorgesehene auflösung des Freiwilligen 

polizeidienstes mit einem verfügbaren rechnerischen arbeits-

zeitpotenzial von derzeit rund 130 Vollzeitäquivalenten (VzÄ) 

und durch den im Jahr 2014 noch zu erbringenden abbau von 

50 stellen des pVD im zusammenhang mit dem ministerratsbe-

schluss vom 25./26.07.200557 die angespannte personalsituation 

noch verschärft.

um dies zu kompensieren, wird insgesamt ein aktueller Bedarf 

von rund 1.000 neustellen im Bereich der polizei gesehen. In dem 

umfang, in dem durch die Erschließung von optimierungspoten-

zialen auf die Etatisierung von neustellen verzichtet werden kann, 

spart das land somit kontinuierlich Haushaltsmittel. Im rahmen 

der aufgezeigten organisationsveränderungen müsste ein teil der 

davon betroffenen stellen des pVD und nVz mit den bisherigen 

aufgaben verlagert werden, die übrigen stellen würden zur Ver-

stärkung der operativen Basisorganisationseinheiten der schutz- 

und kriminalpolizei zur Verfügung stehen. aufgegliedert in die 

einzelnen Bereiche wären voraussichtlich folgende personelle 

Effekte zu erzielen:58

  Im Bereich der landespolizei (lpDen, ppen und pDen) würden 

565 stellen pVD und 350 stellen nVz freigesetzt.

  Die in den landespolizeidirektionen bisher angesiedelten 

aufgabenfelder polizeiärztlicher Dienst, polizeihundeführer-

schule, polizeihubschrauberstaffel, mobile Einsatzkommandos, 

kriminaltechnische untersuchungsstellen, gemeinsame Ermitt-

lungsgruppen rauschgift sowie die verschiedenen polizeilichen 

Werkstätten würden mit ihren insgesamt 335 stellen pVD und 

255 stellen nVz zu anderen Dienststellen verlagert.

  Die in der Bereitschaftspolizei bisher angesiedelten Bereiche 

autorisierte stelle Digitalfunk, polizeiärztlicher Dienst, spezi-

aleinsatzkommando, standortservice (Haustechnik, kantinen, 

unterkunftswesen, Bekleidungsstellen etc.) sowie die personal-

starken Einsatzabteilungen würden mit insgesamt 1.510 stellen 

pVD und 210 stellen nVz zu anderen Dienststellen verlagert.

unter Berücksichtigung der vollständigen umsetzung der aufge-

zeigten organisationsstrukturellen Eckpunkte sowie bestimmter 

rahmenbedingungen (beispielsweise räumliche konzentration 

von organisationseinheiten, schaffung leistungsstarker Füh-

rungs- und lagezentren) werden im Folgenden die erzielbaren 

wirtschaftlichen auswirkungen auf personal, liegenschaften, 

technik und arbeitsplätze näher beleuchtet. ohne tiefergehen-

de konkretisierung der angestrebten reformmaßnahmen sind 

derzeit in einzelnen Bereichen (bspw. liegenschaften) nur grob 

pauschalierte Betrachtungen möglich. Im zuge der weiteren um-

setzung müssen diese verfeinert und ausdifferenziert werden.

11.1 PERSonAL/PERSonALKoStEn
Der personalbestand der polizei ist derzeit zu knapp bemessen, 

um den aktuellen Herausforderungen und zu erwartenden weite-

ren Entwicklungen angemessen begegnen zu können. neue bzw. 

veränderte aufgabenfelder, wie beispielsweise

  Bekämpfung der politisch motivierten kriminalität (Islamisti-

scher terrorismus, rechtsextremismus),

  zunahme der cyberkriminalität und der sicherung bzw. auswer-

tung digitaler Beweismittel sowie digitaler massendaten,

  Überwachung rückfallgefährdeter sexualstraftäter sowie zusätz-

liche präventivpolizeiliche aufgaben im Bereich der elektroni-

schen aufenthaltsüberwachung in der Führungsaufsicht von 

gewalt- und sexualstraftätern,

  Bekämpfung der rockerkriminalität sowie organisierter kriminalität,

  Bewältigung von Fußballeinsätzen mit zunehmend gewaltbe-

reitem publikum sowie Einsatzlagen rund um das Bauvorhaben 

stuttgart 21,

  Intensivierung der kriminaltechnischen spurensicherung und 

Dna-analytik sowie

   aufbau des Digitalfunks und Einführung neuer It-Verfahren, 

aber auch die zunehmende gewaltbereitschaft in der gesellschaft 

- speziell gegenüber einschreitenden polizeibeamten/innen mit der 

Folge stärkerer kräftebindung im täglichen Dienst und notwendiger 

Intensivierung des Einsatztrainings (bspw. amoktraining) - können 

mit dem aktuellen personalbestand unter Berücksichtigung der 

momentanen organisationsstruktur der polizei Baden-Württemberg 

nicht sachgerecht und auf Dauer bewältigt werden. 
57    Beschluss zu tOP 4; Qualifizierung von insgesamt 100 Polizeibeamten als 

zusätzliche Jugendsachbearbeiter zur verstärkten Bekämpfung der Kriminalität 
jugendlicher Spätaussiedler.

58   alle folgenden Werte sind „Circa-angaben“.
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der akademie der polizei und der Bereitschaftspolizei benötigt.  

Die gesamtstärke der neuen Dienststelle würde ca. 710 stellen 

betragen.59

nach Berechnungen der projektgruppe würde sich im Ergebnis 

bei umsetzung der vorgeschlagenen Eckpunkte ein personelles 

Verstärkungspotenzial für die operativen Basisorganisationsein-

heiten in Höhe von rd. 650 stellen pVD (etwa hälftig schutz- und 

kriminalpolizei) und 240 stellen nVz ergeben. Für die Einrich-

tung jedes weiteren regionalen polizeipräsidiums würde sich 

das personelle Verstärkungspotenzial um rd. 70 stellen pVD/nVz 

reduzieren.

Das in der kriminalpolizei verfügbare Verstärkungspotenzial wäre 

für neue fachliche schwerpunktsetzungen (bspw. im Bereich cy-

berkriminalität) und für die Einrichtung der kDD bei den zwölf re-

gionalen polizeipräsidien zu verwenden; das bei der schutzpolizei 

verfügbare Verstärkungspotenzial insbesondere zur Verstärkung 

des Wechselschichtdienstes (Dienstgruppen) der polizeireviere. 

Damit eine wirklich spürbare personalverstärkung in den Basisor-

ganisationseinheiten erreicht werden kann und „die Polizeibeam-

tinnen und -beamten von polizeifremder arbeit entlastet werden 

und sich verstärkt auf ihre eigentlichen polizeilichen aufgaben 

konzentrieren können“60, müssen die personalgewinne im nVz 

zwingend in den operativen Basisorganisationseinheiten der 

schutz- und kriminalpolizei zur Freisetzung von polizeibeamten/

innen aus vollzugsinadäquaten aufgaben und zur Einstellung von 

spezialisten insbesondere in komplexen Feldern der kriminali-

tätsbekämpfung verwendet werden.

Es wäre darüber hinaus zu prüfen, ob mit teilen des Verstär-

kungspotenzials nVz auch die Weichen für die Einführung des 

polizei-Fachangestellten61 gestellt werden könnten.

11.2 LIEGEnScHAFtEn
Durch die Entwicklung von bisher vielen kleinen, mittleren und 

großen Dienststellen hin zu wenigen vergleichbar großen regio-

nalen polizeipräsidien sowie die Bündelung der aufgaben in der 

aus- und Fortbildung, der Einsatzunterstützung und der polizei-

technik wäre in teilen sofort, im Wesentlichen aber mittel- bis 

langfristig eine konzentration der polizeilichen liegenschaften 

erreichbar, die zu entsprechenden Einsparungen führen dürfte. 

allein durch die konzentration der polizeilichen Bildung auf maxi-

mal fünf standorte wären erhebliche einmalige und kontinuierli-

che Einsparungen zu erzielen.

  Bei der Bereitschaftspolizei würden 485 stellen pVD und 225 

stellen nVz freigesetzt.

  Durch die Integration der Fortbildung in das präsidium Bildung 

würden bei der akademie der polizei 80 stellen pVD und 90 

stellen nVz freigesetzt.

Die landesweit zuständigen Einheiten, deren kerngeschäft in 

der Einsatzunterstützung liegt, bzw. operative Einheiten, deren 

organisatorische anbindung in einer landesweit zuständigen 

Dienststelle geboten ist, würden im neuen Polizeipräsidium 

Einsatz gebündelt. Diese Dienststelle würde künftig die bisherigen 

Einsatzeinheiten der Bereitschaftspolizei, die polizeireiter, die 

mobilen Einsatzkommandos und das spezialeinsatzkommando, 

die polizeihubschrauberstaffel, die Wasserschutzpolizei mit allen 

Wasserschutzpolizeistationen sowie das landespolizeiorchester 

umfassen. neben den zu ihr zu verlagernden Einheiten würde 

diese neue Dienststelle aus den oben dargestellten Verstärkungs-

potenzialen rd. 80 stellen pVD und 110 stellen nVz für die 

Dienststellenleitung, den Führungsstab mit rund-um-die-uhr be-

triebenem Führungs- und lagezentrum, die (einsatz-) technische 

unterstützung und die Verwaltung benötigen. Die gesamtstärke 

würde ca. 2.500 stellen pVD und nVz betragen.

Im neuen Präsidium technik, logistik, Service wären die techni-

schen aufgabenfelder aus landespolizei, Bereitschaftspolizei und 

landeskriminalamt einschließlich der polizeieigenen Werkstätten 

gebündelt. Weiterhin würde dort der polizeiärztliche Dienst orga-

nisatorisch angebunden. neben den zu verlagernden Bereichen 

würde diese neue Dienststelle aus den bereits beschriebenen 

Verstärkungspotenzialen rd. 50 stellen pVD und 150 stellen nVz 

zur realisierung der vom Innenministerium beschlossenen per-

sonalverstärkung der für die zentrale Betreuung der polizeilichen 

It-Verfahren zuständigen organisationseinheiten, für die stabs-

bereiche, die die sonstigen polizeirelevanten technikbereiche 

betreuen, und für die leitung bzw. Verwaltung der Dienststelle 

benötigen. Die gesamtstärke des präsidiums würde bei rd. 640 

stellen liegen.

Im neuen Präsidium Bildung und Personalgewinnung würden 

die bisherigen polizeilichen aus- und Fortbildungsaufgaben der 

Hochschule für polizei, akademie der polizei und Bereitschafts-

polizei gebündelt. neben den bisherigen stellen der Hfpol und 

stellen aus der standort- und unterkunftsbetreuung der für die 

ausbildung weiterhin benötigten Bereitschaftspolizeistandorte 

würden für die aus- und Fortbildung sowie für Verwaltungsaufga-

ben rd. 350 stellen pVD und 165 stellen nVz aus den potenzialen 
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WIRtSChaFtlIChKEItSBEtRaChtUnG

Verlässliche Berechnungen oder zumindest näherungsweise 

schätzungen für notwendige Investitionen wie Einsparungen 

sind jedoch erst im rahmen einer präzisierung der konkreten 

organisatorischen umsetzung möglich. Hierzu stand die projekt-

gruppe bereits in kontakt mit dem ministerium für Finanzen und 

Wirtschaft sowie mit der liegenschaftsverwaltung.

11.3 tEcHnIK
mit der umsetzung der reformmaßnahmen würde eine deut-

liche optimierung des technikeinsatzes einhergehen. so wäre 

aufgrund der angestrebten konzentration der polizeidienststel-

len von künftigen Einsparungen insbesondere in den Bereichen 

Informations- und kommunikationstechnik, kriminaltechnik und 

spezialisierte Verkehrsüberwachung auszugehen. konkretisieren 

ließe sich dies weitgehend erst im zuge der weiteren planungen. 

Beispielhaft können die finanziellen Effekte einer Dienststel-

lenkonzentration für den Investitionsbedarf und die laufenden 

Betriebskosten im Bereich der Führungs- und lagezentren unter 

Berücksichtigung der Einführung des Digitalfunks kursorisch 

dargestellt werden:

Leitstellen
bisher neu

4362 1563

Investitionen

Beschaffung Vermittlungstechnik 14,0 mio. Euro 5,5 mio. Euro

neubeschaffung Dokumentationsanlagen   2,2 mio. Euro 0,9 mio. Euro

netzanbindung über richtfunk   2,1 mio. Euro 1,0 mio. Euro

18,3 Mio. Euro 7,4 Mio. Euro

Laufende Betriebskosten (ab 2014 / 2015)

Wartungskostenanteil (p.a.)   5,5 Mio. Euro 2,2 Mio. Euro

somit wären allein im Bereich der leitstellentechnik durch die 

reduzierung der Dienststellen einmalige Einsparungen bei 

Investitionskosten in Höhe von ca. 10,9 mio. Euro und jährliche 

Einsparungen durch reduzierung der laufenden Betriebskosten in 

Höhe von ca. 3,3 mio. Euro zu erwarten.

59     Der dargestellte Personalbedarf beruht auf jährlich 800 Einstellungen und 
berücksichtigt nicht Veränderungen durch die Einführungen der zweigeteilten 
laufbahn.

60    Koalitionsvereinbarung 2011-2016 zwischen BünDnIS 90 / DIE GRünEn und 
der SPD Baden-Württemberg (Personalabbau bei der Polizei stoppen, Seite 65).

61      K oalitionsvereinbarung 2011-2016 zwischen BünDnIS 90 / DIE GRünEn und
   der SPD Baden-Württemberg (zweigeteilte laufbahn einführen, Seite 66).

62     19 Führungs- und lagezentren der PPen/PDen, 18 leitreviere, 5 Führungs- und 
lagezentren der lPDen und des lKa BW, 1 landeslagezentrum IM –lPP.

63    12 Führungs- und lagezentren der neuen Polizeipräsidien, 1 Führungs- und 
lagezentrum PP Einsatz, 1 Füh-rungs- und lagezentrum des lKa BW, 1 lan-
deslagezentrum IM –lPP.
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11.4 ARBEItSPLätZE
Im zuge der umsetzung der reformmaßnahmen müssten zahl-

reiche arbeitsplätze innerhalb der vorhandenen Dienstgebäude 

der polizei verlagert werden, ggf. auch in neue oder erweiterte 

gebäude. Hierdurch würden reformbedingte Einmalkosten 

anfallen. Weiterhin wäre im zuge der personellen umsetzung 

der reformmaßnahmen auch mit erhöhten kosten für dienstlich 

veranlasste private umzüge von polizeibeschäftigten zu rechnen. 

Eine konkretisierung ist im gegenwärtigen stadium allerdings 

noch nicht möglich.

11.5 SonStIGE AuSWIRKunGEn
Die im rahmen der vergangenen Jahre gewonnenen Erfahrungen 

im Bereich der dezentralen Budgetierung lassen erwarten, dass 

insbesondere durch die schaffung vergleichbar leistungsstarker 

regionaler polizeipräsidien, aber auch durch die Bündelung von 

Einsatzaufgaben, der aus- und Fortbildung und der polizeitech-

nik in eigenständigen Dienststellen bzw. Einrichtungen eine an 

einer polizeilichen gesamtstrategie ausgerichtete angleichung 

der leistungsfähigkeit und Qualität des polizeilichen Handelns 

ermöglicht wird. Es ist zu erwarten, dass dadurch in zukunft eine 

verlässlichere und transparentere Haushaltsplanung gewährleis-

tet werden kann.

WIRtSChaFtlIChKEItSBEtRaChtUnG
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Weitere Umsetzung

 –  skizzierung eines ersten projektzeitplans für das gesamtpro-

jektvorhaben.

 –  Erarbeitung eines konzepts zur Öffentlichkeitsarbeit nach 

Innen (polizeiangehörige) und außen (Bevölkerung, stadt-/

landkreise, kommunen, andere Behörden und medien).

    auswahl/Besetzung von schlüsselpositionen/-funktionen im 

gesamtprojekt „polizeireform BW“ unter Berücksichtigung der 

leitungsebene der künftigen präsidiumsstrukturen.

  Einrichtung eines umsetzungsprojekts 

 „gesamtprojekt polizeireform BW“ 

 

 – Bestimmung des projektbegleitenden lenkungsausschusses. 

 

 –  Bestimmung des gesamtprojektverantwortlichen einschließ-

lich der geschäftsführung und externer unterstützung 

 – abstimmung projektauftrag, pflichtenheft und 

  projektstrukturplan. 

 

 – projektdurchführung.

12.3  MItARBEItERoRIEntIERtE unD  
SoZIALVERtRäGLIcHE uMSEtZunG

Es ist ausfluss der Fürsorgepflicht des Dienstherrn, dass perso-

nalmaßnahmen im zusammenhang mit der neuorganisation 

möglichst sozialverträglich und mit zustimmung der Betroffenen 

unter Berücksichtigung dienstlicher Belange erfolgen sollten. so-

zialverträglich bedeutet hierbei insbesondere, dass die maßnah-

men zur Erreichung der ziele der neustruktur der polizei Baden-

Württemberg sowie die sozialen und wirtschaftlichen Belange 

der Beschäftigten in einem angemessenen und ausgewogenen 

Verhältnis zueinander stehen. so sind entstehende Belastungen 

für die Beschäftigten durch personelle umsetzungen der struk-

turmaßnahmen im rahmen der gesetzlichen möglichkeiten durch 

das konsequente ausschöpfen bestehender Ermessenspielräume 

sowie durch Begleitmaßnahmen auszugleichen.

Folgende Eckpunkte werden vorgeschlagen:

  sozialverträgliche gestaltung der umsetzung im Benehmen mit 

dem Hauptpersonalrat der polizei.

Bei zustimmender politischer Entscheidung über die dargestellten 

Eckpunkte für die neustrukturierung der polizei Baden-Württem-

berg werden insbesondere nachfolgende anpassungen und Emp-

fehlungen für wesentlich erachtet, um den Veränderungsprozess 

weiter zu gestalten.

In einzelnen aufgezeigten Bereichen bedarf es der Erarbeitung 

spezifischer Feinkonzepte, die unter Einbindung weiterer Fachleute 

erfolgen sollte. Dies umfasst insbesondere auch die detaillierte 

klärung und Festlegung geografischer zuständigkeitsbereiche der 

zwölf polizeipräsidien und die standorte der künftigen Dienststellen.

12.1 REcHtSEtZunGSBEDARF
Die neustrukturierung der polizei Baden-Württemberg erfordert die 

anpassung verschiedener rechtsvorschriften durch den gesetzge-

ber. Ferner sind Verordnungen und Verwaltungsvorschriften durch 

den Verordnungsgeber bzw. das Innenministerium Baden-Würt-

temberg fortzuschreiben. Beispielhaft sind anzuführen:

– polizeigesetz Baden-Württemberg (polg BW).

–  landespersonalvertretungsgesetz Baden-Württemberg  

(lpVg BW).

–  Verordnung des Innenministeriums zur Durchführung  

des polizeigesetzes (DVo polg).

–  Verwaltungsvorschrift über die organisation des polizeivoll-

zugsdienstes des landes Baden-Württemberg (VwV polorg).

12.2  GRoBStRuKtuRIERunG ZuR GEStALtunG DES  
WEItEREn VERänDERunGSPRoZESSES

nach politischer Entscheidung sollte die umsetzungsplanung des 

reformvorhabens unter rekrutierung des notwendigen personals 

frühzeitig und konsequent durchgeführt werden. Hierzu werden 

insbesondere folgende maßnahmen als notwendig erachtet:

  Einrichtung einer Vorbereitungsgruppe/eines Vorprojektes zur 

Feinkonzeption des einzurichtenden gesamtprojektes „polizei-

reform BW“ mit folgenden Hauptaufgaben: 

 

–  Erstellung des projektbezogenen umsetzungsauftrags „po-

lizeireform BW“ unter Benennung wesentlicher objekt- bzw. 

verrichtungsbezogener teilprojekte (bspw. Regionale Poli-

zeipräsidien, Einsatz, Bildung, technik, Kriminalitätsbekämp-

fung, Personal, haushalt, liegenschaften) und aufgaben des 

projektmanagements einschließlich des projektcontrollings.

12 WEItERE UMSEtzUnG
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WEItERE UMSEtzUnG

der neustrukturierung sollten nach auffassung der projektgruppe 

statusgleich und mit zustimmung der Betroffenen erfolgen.69

Für sämtliche reformbedingten stellenbesetzungsverfahren im 

polizeivollzugsdienst und im Bereich des nichtvollzugs empfiehlt 

die projektgruppe vorrangig die nutzung des Instruments eines 

Interessenbekundungsverfahrens (IBV)70 und ggf. subsidiär stel-

lenausschreibungen nach der Bestenauslese gemäß art. 33 abs. 

5 gg. Im rahmen eines IBV können alle betroffenen Beschäftig-

ten in einem strukturierten Verfahren schriftlich mehrere priori-

sierte Verwendungswünsche und negativabgrenzungen äußern, 

die dann durch eine personalkommission (bspw. Behördenlei-

tung, personalvertretung, schwerbehindertenvertretung, Beauf-

tragte für chancengleichheit) geprüft und nach pflichtgemäßen 

Ermessen entschieden werden.

Die projektgruppe empfiehlt zudem die zeitnahe anpassung des 

rahmenplans und Bewertungstableaus der Funktionsstellen des 

höheren polizeivollzugsdienstes an die neustruktur sowie die 

konsequente nutzung der vorhandenen möglichkeiten zur umset-

zung der „sachbearbeiterkarriere“ bei der kriminalpolizei.

Ferner wird darauf hingewiesen, dass durch die möglichkeiten 

der freiwilligen Verlängerung der lebensarbeitszeit die personal-

planung und stellenbewirtschaftung im rahmen der umsetzung 

des reformvorhabens deutlich erschwert wird.

Im Weiteren erscheint es sinnvoll, zunächst nur eine anpassung 

der bisherigen stellenverteilung (Verstärkungs-/Verlagerungspo-

tenziale) vorzunehmen und erst in einem weiteren schritt eine 

landesweite stellenneuverteilung im polizeivollzugsdienst und 

daran orientiert im nichtvollzugsbereich durchzuführen.

Im Übrigen wird im Interesse der Beschäftigten angeregt, bis zu 

einer konkreten umsetzungsentscheidung des reformvorhabens 

sämtliche Beförderungsmöglichkeiten auszuschöpfen.

  orientierung an der Verfahrensweise im zusammenhang mit 

der Verwaltungsstrukturreform64 sowie Berücksichtigung der 

grundsätze der landesregierung zur sozialverträglichen umset-

zung der neuordnung der Behörden vom 15.12.1997:

 

 –  umfassende und rechtzeitige Information und anhörung der 

Betroffenen sowie der personalvertretungen, schwerbehin-

dertenvertretung und Beauftragten für chancengleichheit.

 –  möglichst ausschöpfen der Ermessensspielräume beam-

tenrechtlicher Vorschriften und tarifrechtlicher regelungen 

zugunsten der betroffenen Beschäftigten. 

 – statusgleiche Versetzung von Beamtinnen und Beamten.

 –  Versetzung von tarifbeschäftigten auf Basis der Vorschriften 

der rationalisierungstarifverträge (ratschtV).65

  prüfung im rahmen des umsetzungsprojekts, ob während der 

umsetzungsphase vor Versetzungsverfügungen abordnungen 

mit rückkehroption möglich sind und inwieweit im Einzelfall 

eine vorzeitige zurruhesetzung auf antrag der Beamtinnen und 

Beamten und mit zustimmung des Dienstherrn ohne Versor-

gungsabschläge erfolgten könnte.

  gewährleistung der arbeitsplatzsicherung bei Versetzung von 

tarifbeschäftigten in Ergänzung zu den o.a. Vorschriften wie folgt: 

 

–  mindestens gleichwertiger arbeitsplatz, d.h. keine Änderung der 

bisherigen Eingruppierung und des Beschäftigungsumfangs. 

 –  grundsicherung des arbeitsplatzes durch angebot eines neu-

en arbeitsplatzes im umkreis von 30 km.66 

 –  In Fällen, in denen eine eingruppierungsgerechte umsetzung 

nicht möglich ist, sollte eine absolute Besitzstandswahrung67 

in sinngemäßer anwendung der grundsätze des sonderbe-

hörden-Eingliederungsgesetzes vom 12.12.1994 erfolgen.

nach ständiger rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts68 

hat ein Beamter/in keinen anspruch auf unveränderte und unge-

schmälerte ausübung des ihm/ihr übertragenen amtes im funkti-

onellen sinn (Dienstposten). Ein Beamter/in muss daher rechtlich 

eine Änderung seines dienstlichen aufgabenbereichs durch 

umsetzung oder andere organisatorische maßnahmen, nach 

maßgabe seines amtes im statusrechtlichen sinn hinnehmen. 

alle beamtenrechtlichen Versetzungen im zusammenhang mit 

64   Beschluss des Ministerrats vom 8. Juli 2003; u.a. Orientierung an den bewähr-
ten Standards im Sonderbehörden-Eingliederungsgesetz vom 12.12.1994  
(GBl. S 653).

65   tarifverträge für angestellte des Bundes und der länder vom 09.01.1987, 
i.d.F.v. 29.10.2001 (hinweis: anpassung des RatSchtV an den tV-l ist bisher 
noch nicht erfolgt).

66   hierdurch kann auch der besonderen Situation von teilzeitbeschäftigten 
Rechnung getragen werden.

67   Einschließlich zulagen (u.a. Schichtzulage § 8 abs. 8 tV-l, Wechselschichtzu-
lage § 8 abs. 7 tV-l).

68   Urteil vom 22.05.1980 -2 C 30.78-, BVerwGE 60, 144, 150 f.; Urt. v. 28.11.1991 -2 
C 41.89-, BVerwGE 89, 199, 201 f.).

69  Unabhängig von den rechtlichen Möglichkeiten des § 24 abs. 2 S. 2 u. 3 lBG.
70   Positive Erfahrungen mit diesem Instrument haben die bayrische Polizei bei 

der Polizeireform und das Polizeipräsidium Stuttgart im zuge der Strukturre-
form im Jahr 2009 gemacht.
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Schlussbemerkung 

nach dreimonatiger arbeit legt die projektgruppe struktur der 

polizei Baden-Württemberg ihre Ergebnisse vor.71

sie ist methodisch stringent vorgegangen, hat die einzelnen ar-

beitsschritte fortlaufend überprüft und die Vorschläge bzw. Ideen 

der Beschäftigten, der Interessenvertretungen sowie der parteipo-

litischen Fach- und Beratungsvertretungen abgefragt und bei den 

Überlegungen berücksichtigt.

Die Vorschläge sind Ergebnis intensiver, teilweise kontroverser 

Diskussionen und des ringens um sachgerechte lösungen. Dabei 

hatte die projektgruppe die konsequenzen für die organisation 

und für die mitarbeiterinnen und mitarbeiter stets im Blick.

Die erarbeiteten Vorschläge kamen vereinzelt durch mehrheits-

entscheidungen zustande. In der gesamtheit hat die projektgrup-

pe die vorgelegten Eckpunkte einstimmig verabschiedet.72 sie ist 

sich bewusst, dass bei allem Bemühen nicht in jeder Frage die 

Ideallösung gefunden werden konnte, die sich über Bedenken 

jedweder art erhebt. Für die erfolgreiche umsetzung sind weitere 

Feinkonzepte und vertiefende Betrachtungen erforderlich. 

Es steht außer Frage, dass ein beträchtlicher teil der mitarbei-

terinnen und mitarbeiter von der möglichen neustrukturierung 

persönlich betroffen sein wird. gerade deswegen bedarf es für 

eine erfolgreiche umsetzung des reformvorhabens einer offenen 

und umfassenden kommunikation.

Die polizei erbringt die mit der reform verbundenen Verbesse-

rungen aus eigener anstrengung. Es bedarf des breiten rückhalts 

der politik, um die reform umsetzen zu können. Elementare 

grundlage des Erfolgs und der akzeptanz ist dabei, dass die auf-

gezeigten synergien vollständig für Verbesserungen in der polizei 

zur Verfügung stehen.

Darauf vertrauen wir – darauf vertraut die Polizei!

71   Mit Beschluss vom 17.01.2012 hat der la den dargestellten Eckpunkten zur 
neuorganisation der Polizei Baden-Württemberg zugestimmt.

72   Der Vertreter des hauptpersonalrates hat an den Bewertungen und abstim-
mungen nicht teilgenommen.

13 SChlUSSBEMERKUnG
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Anlagen

anlaGE (1)

(5)  Erarbeitung eines Vorschlags zur optimierung der an drei 

Einrichtungen und acht standorten bestehenden struktur der 

polizeilichen aus- und Fortbildung, insbesondere zur Bewälti-

gung der Herausforderungen der Einführung der zweigeteilten 

laufbahn und der anstehenden pensionierungswelle. 

(6)  Erarbeitung eines Vorschlags zur optimierung des Einsatzes 

geschlossener Einheiten.

3. Projektgruppe

ab 16.09.2011 wird die projektgruppe „projekt struktur der polizei 

Baden-Württemberg“ eingerichtet. projektleitung und zugeordne-

te geschäftsstelle erfolgen örtlich an der Hochschule für polizei in 

Villingen-schwenningen.

projektleitung

leitender kriminaldirektor martin schatz 

(Innenministerium BW)

geschäftsstelle

polizeioberrat Josef Veser 

(Innenministerium BW)

kriminaloberrat Frank spitzmüller 

(Innenministerium BW)

polizeikommissar simon Bihl 

(polizeidirektion rottweil)

projektmitglieder

abteilungspräsident christian nill 

(regierungspräsidium stuttgart)

leitender polizeidirektor Ekkehard Falk 

(regierungspräsidium tübingen)

leitender polizeidirektor Detlef Werner 

(regierungspräsidium karlsruhe)

leitender polizeidirektor michael gehri 

(leiter der polizeidirektion lörrach)

leitender polizeidirektor Franz lutz 

(leiter der polizeidirektion reutlingen)

leitender kriminaldirektor klaus ziwey 

(landeskriminalamt BW)

1. Projektauftrag

–  untersuchung der inneren und äußeren organisation der 

polizei unter besonderer Berücksichtigung des technikeinsatzes 

(insbesondere vor dem Hintergrund der dringend notwendigen 

technikmodernisierung und der Einführung des Digitalfunks). 

Hierbei sind die stärken und schwächen der aktuellen organisa-

tion zu grunde zu legen. ziel ist die Erarbeitung eines geeigne-

ten optimierungsvorschlags (Eckpunktepapier) bis Jahresende 

2011 unter Einbeziehung von ersten Vorschlägen für eine 

mitarbeiterorientierte und sozialverträgliche umsetzung von 

notwendigen Veränderungen. 

–  Eine erste Bewertung der durch die umsetzung der notwen-

digen Veränderungen erzielbaren synergien und der für die 

umsetzung erforderlichen kosten ist anzufügen.  

In die Erarbeitung des projektes sind die Ergebnisse bisheriger 

untersuchungen im Bereich der polizei Baden-Württemberg 

einzubeziehen. 

2. Wesentliche Zielpunkte des Projektauftrages

schaffung einer effizienten struktur mit Ermittlung der optimalen 

anzahl von regionalen Dienststellen / Einrichtungen der polizei 

unter Überprüfung der Hierarchiestufen und insbesondere:

(1)  Erarbeitung eines Vorschlags zur Freisetzung personeller syn-

ergien mit dem ziel, die präsenz der im streifen- und Ermitt-

lungsdienst eingesetzten polizeibeamtinnen und polizeibeam-

ten (zur belastungsorientierten stärkung der Fläche und für die 

Erfüllung operativer schwerpunkte wie kriminalitätsbekämp-

fung oder Verkehrsüberwachung) spürbar zu erhöhen. 

(2)  Erarbeitung eines Vorschlags zur Erhöhung der Qualität der 

Erfüllung polizeilicher kernaufgaben durch organisatorische 

maßnahmen. 

(3)  Erarbeitung eines Vorschlags zur stärkung des Bereichs 

bestehender Handlungserfordernisse (z. B. Bekämpfung von 

organisierter kriminalität, staatsschutzkriminalität, Verkehrs-

überwachung, Vermögensabschöpfung, Bewältigung von 

großlagen und Bearbeitung herausragender kriminalfälle).

(4)  Erarbeitung eines Vorschlags zur optimierung und standardi-

sierung des technikeinsatzes einschließlich der notwendigen 

Beschaffung und logistik. p
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anlaGE (1)

4. Lenkungsausschuss

leitung

ministerialdirektor Dr. Herbert o. zinell 

(Innenministerium BW)

mitglieder

regierungspräsident Dr. rudolf kühner 

(regierungspräsidium karlsruhe)

landrat günther-martin pauli mdl 

(zollernalbkreis)

oberbürgermeister Dr. Dieter salomon 

(stadt Freiburg im Breisgau)

landtagsdirektor Hubert Wicker 

(landtagspräsidium BW)

ministerialdirigent reiner moser 

(ministerium für Finanzen und Wirtschaft BW)

rechnungshofdirektorin ria taxis 

(rechnungshof BW)

landespolizeipräsident Dr. Wolf Hammann 

(Innenministerium BW)

leitender ministerialrat Werner oßwald 

(Innenministerium BW)

Inspekteur der polizei gerhard klotter 

(Innenministerium BW)

landeskriminaldirektor Hartmut grasmück 

(Innenministerium BW)

polizeioberrat thomas Berger 

(leiter zentralstelle des Innenministeriums BW)

polizeidirektor Franz  semling

(staatsministerium BW)

polizeidirektor Hans-Jörg Barth 

(Bereitschaftspolizei BW)

kriminaldirektorin mechthild mayer 

(polizeidirektion ludwigsburg)

regierungsdirektorin sandra zarges 

(polizeipräsidium stuttgart)

Erster polizeihauptkommissar Hans-peter teufel 

(polizeidirektion calw)

prof. alexander pick (themenbezogen) 

(Hochschule für polizei Villingen-schwenningen)

leitender kriminaldirektor peter Egetemaier (themenbezogen) 

(akademie der polizei Freiburg)

Dr. marcus majumdar 

(akademie der polizei Freiburg)

leitender polizeidirektor Joachim lautensack 

(Hauptpersonalrat der polizei BW)
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